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Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§1
Zweck des Gesetzes und Begriffsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz regelt die Gewahrung von Leistungen und die Erfillung anderer
Aufgaben nach dem Dritten Abschnitt des Zweiten Kapitels des Achten Buches
Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIIl), die Jugendhilfeplanung fur
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege, die Finanzierung von
Kindertageseinrichtungen sowie die Mitwirkung und Kostenbeteiligung der Eltern.

(2) Ortlicher Trager im Sinne dieses Gesetzes ist der ortliche Trager der dffentlichen
Jugendhilfe. Grole kreisangehdrige Stadte, die zum ortlichen Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe bestimmt wurden, sind keine kreisangehoérigen Gemeinden im Sinne
dieses Gesetzes. Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die
Personensorgeberechtigten. Kindergartenjahr im Sinne dieses Gesetzes ist der
Zeitraum vom 1. August bis zum 31. Juli. Monatlicher Stichtag ist der 16. Tag des
Monats.



§2

Aufgaben und Ziele der Kindertagesférderung

Die Forderung in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege
(Kindertagesforderung) erflillt einen eigenstandigen alters- und
entwicklungsspezifischen Bildungs- und Erziehungsauftrag. Sie soll die Entwicklung
des Kindes zu einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfahigen Personlichkeit fordern, die Erziehung und Bildung in der
Familie unterstitzen und erganzen sowie den Eltern durch die Betreuung ihres
Kindes dabei helfen, Erwerbstatigkeit, Kindererziehung und familiare Pflege besser
miteinander vereinbaren zu kénnen.

§3
Kita-Datenbank, Datenverarbeitung, regelmafige Datentbermittlung,
Verordnungsermachtigung

(1) Das fur die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege zustandige
Ministerium (Ministerium) stellt eine fir alle Nutzerinnen und Nutzer unentgeltliche
Datenbank bereit, die aus einem Onlineportal und einem Verwaltungssystem besteht
(Kita-Datenbank). Das Onlineportal informiert die Eltern Uber das Platzangebot und
die padagogische Konzeption und ermadglicht beiderseits unverbindliche
Voranmeldungen bei den Kindertageseinrichtungen und zur Férderung in
Kindertagespflege. Das Verwaltungssystem halt ein elektronisches
Datenverarbeitungsprogramm vor, um die ortlichen Trager, die kreisangehdrigen
Gemeinden, die Einrichtungstrager, die Kindertagespflegepersonen,
Anstellungstrager von Kindertagespflegepersonen und Vermittlungsstellen bei der
Erflllung ihrer Aufgaben zu unterstitzen.

(2) Die nach diesem Gesetz geforderten Kindertageseinrichtungen und ihre Trager
werden in das Onlineportal aufgenommen. Kindertagespflegepersonen, die Gber eine
Kindertagespflegeerlaubnis oder Eignungsfeststellung verfigen, Anstellungstrager
dieser Kindertagespflegepersonen und Vermittlungsstellen werden auf Wunsch in
das Onlineportal aufgenommen.

(3) Bei Vornahme einer unverbindlichen Voranmeldung tber das Onlineportal haben die
Eltern folgende Daten anzugeben, die an die jeweilige Kindertageseinrichtung
unmittelbar oder fir Kindertagespflegestellen im Falle einer Vermittlung durch den
Ortlichen Trager ubermittelt werden:

den Namen, den Vornamen und die Anschrift des Kindes,

das Geburtsdatum des Kindes,

das Geschlecht des Kindes,

die Namen, die Vornamen und die Anschrift der Eltern,

die gewunschte Betreuungszeit,

den gewinschten Aufnahmetermin sowie

eine E-Mail-Adresse und eine Telefonnummer, unter denen die Eltern erreichbar

sind.

Die Eltern kénnen freiwillig weitere Daten angeben.

(4) Der Einrichtungstrager ubermittelt dem 6rtlichen Trager Uber das Verwaltungssystem
1. die Daten nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 aller geférderten Kinder,

2. den fir die einzelnen Kinder vereinbarten zeitlichen Férderungsumfang und
3. die von den einzelnen Kindern besuchte Gruppe oder die besuchten Gruppen.
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Als zeitlicher Férderungsumfang gilt die auf eine halbe Stunde abgerundete
vereinbarte wochentliche Férderungszeit des Kindes, in Kindertageseinrichtungen
einschliel3lich einer Forderung in Randzeiten.

(5) Die Kindertagespflegeperson oder deren Anstellungstrager Gbermittelt dem 6rtlichen
Trager oder der zustandigen Vermittlungsstelle fur die Kindertagespflege den Namen
der Kindertagespflegestelle, den Namen, den Vornamen, die Betreuungsanschrift
und gegebenenfalls eine abweichende Postanschrift der Kindertagespflegeperson,
ihre Qualifikation, den Ort der Betreuung, die Daten des Kindes nach Absatz 3
Nummer 1 bis 3 sowie den jeweiligen vereinbarten zeitlichen Forderungsumfang.
Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Das Ministerium, die ortlichen Trager, die kreisangehdrigen Gemeinden und
Vermittlungsstellen fir die Kindertagespflege dirfen personenbezogene Daten zu
folgenden Zwecken als gemeinsam Verantwortliche in einem gemeinsamen
Verfahren verarbeiten, soweit es fiir die jeweilige Erfillung folgender Zwecke
erforderlich ist:

1. Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 6 zur Erfullung der Anspriiche nach §
5 und § 7, zur Vermittlung von Platzen nach § 6 und zur Fortschreibung bei einem
nicht erfolgreichen Abgleich mit den Daten der Meldebehoérden nach Satz 3,

2. Daten nach Absatz 4 und 5 zur Bestandserfassung und Bedarfsermittlung nach §
9, Forderung der Kindertageseinrichtungen nach Teil 5, Abrechnung der
laufenden Geldleistung nach § 44 und § 45, Kostenbeteiligung nach § 50,
Abrechnung der Finanzierungsbeitradge des Landes und der Wohngemeinden
nach Teil 7, Abwicklung von erganzender Férderung nach § 16 Absatz 1 sowie
zur Durchflhrung der Evaluation nach § 58.

Personenbezogene Daten sind bei einer Verarbeitung zum Zweck der

Bestandserfassung und Bedarfsermittlung nach § 9 oder der Durchfihrung der

Evaluation nach § 58 zu anonymisieren. Die kreisangehdrigen Gemeinden und die

ortlichen Trager kénnen die Daten zu den Zwecken nach Satz 1 mit den Daten der

Meldebehdrden abgleichen.

(7) Die Meldebehoérde ubermittelt der Kita-Datenbank aus Anlass einer Anmeldung einer
Hauptwohnung oder alleinigen Wohnung, der Abmeldung einer Hauptwohnung oder
alleinigen Wohnung, der Anderung des Vor- oder Familiennamens, der Anderung der
Anschrift aufgrund der Umbenennung von Stra3en oder Orten oder der
Umnummerierung von Grundsticken oder Richtigstellung dieser Daten, der
Fortschreibung von gespeicherten Namen, des Todes oder der Anderung des
Geburtsdatums zum Zwecke der Fortschreibung der Kita-Datenbank wochentlich
folgende Daten von Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben:

1. Namen und Vornamen sowie frithere Namen und Vornamen,

2. Tag der Geburt,

3. gegenwartige und friihere Anschriften.

Daten von Personen, die nicht aufgrund einer Férderung in einer

Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege in der Kita-Datenbank gespeichert

sind, sind unverziglich zu I6dschen.

(8) Das Nahere zur Ausgestaltung der Kita-Datenbank und zur Datenverarbeitung in
einem automatisierten Verfahren gemaf Absatz 1 bis 6 regelt das Ministerium durch
Rechtsverordnung.



§4

Kreiselternvertretungen und Landeselternvertretung

(1) Die Eltern wahlen bis zum 31. Oktober jeden Jahres eine Kreiselternvertretung fir
jeden ortlichen Trager. Wahlberechtigt und wahlbar sind die Delegierten nach § 32
Absatz 1 Satz 2 sowie Delegierte aus den Reihen der Eltern von im Gebiet des
ortlichen Tragers in Kindertagespflege geférderten Kindern. Der Ortliche Trager
schafft ein geeignetes Verfahren zur Auswahl der Delegierten fir die
Kindertagespflege; die Kreise kdnnen die Durchflihrung auf die kreisangehdrigen
Gemeinden ubertragen. Die Kreiselternvertretung besteht aus bis zu zwolf
Mitgliedern. Frauen und Manner sollen zu gleichen Teilen vertreten sein. Die
Kreiselternvertretung wahlt aus ihren Reihen zwei Vorsitzende, darunter mindestens
eine Frau. Der ortliche Trager unterstitzt die Kreiselternvertretung insbesondere
durch raumliche und personelle Ressourcen bei der Organisation und Durchflihrung
der Wahl und meldet die gewahlte Kreiselternvertretung an die
Landeselternvertretung und an das Ministerium. Er beteiligt die Kreiselternvertretung
bei wesentlichen die Kindertagesférderung betreffenden Fragen.

(2) Jede Kreiselternvertretung entsendet zwei Mitglieder in die Landeselternvertretung.
Die entsendeten Mitglieder sollen unterschiedlichen Geschlechts sein. Die
Landeselternvertretung wahlt aus ihren Reihen bis zum 30. November jeden Jahres
zwei Vorsitzende, darunter mindestens eine Frau. Das Ministerium beteiligt die
Landeselternvertretung bei wesentlichen die Kindertagesforderung betreffenden
Fragen.

(3) Den Kreiselternvertretungen und der Landeselternvertretung soll jeweils mindestens
ein Elternteil angehoéren, dessen Kind in Kindertagespflege geférdert wird. Die
Kreiselternvertretungen und die Landeselternvertretung kbnnen sich
Geschaftsordnungen geben. |hre Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl im Amt.

(4) Das Land fordert die Tatigkeiten der Landeselternvertretung sowie der
Kreiselternvertretungen nach MalRgabe des Haushalts. Das Ministerium unterstitzt
die Landeselternvertretung auf Anfrage beratend.

Teil 2

Anspriiche auf Kindertagesforderung und ErmaRigung von Elternbeitragen

§5
Anspruch auf Kindertagesférderung

(1) Ein Kind hat bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf Férderung in
einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege; der Umfang der taglichen
Fdrderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf. Fir Kinder im ersten
Lebensjahr setzt der Anspruch voraus, dass diese Leistung fur seine Entwicklung zu
einer selbstbestimmten, eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit geboten ist oder die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstatigkeit
nachgehen, eine Erwerbstatigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend sind, sich in einer
beruflichen Bildungsmalnahme, in der Schulausbildung oder Hochschulausbildung
befinden oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch - Grundsicherung fur Arbeitsuchende - (SGB II) erhalten.



(2) Ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, hat bis zum Schuleintritt Anspruch
auf Férderung in einer Kindertageseinrichtung im Umfang von taglich mindestens funf
Stunden. Ein Nachmittagsplatz ist anspruchserfillend, wenn er mit dem
nachgewiesenen Bedarf des Kindes und der Erziehungsberechtigten vereinbar ist.

(3) Wahrend der Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson hat das Kind einen Anspruch
auf eine andere Betreuungsmoglichkeit nach MalRgabe des § 48 Satz 2. Gleiches gilt
fur Schliezeiten der Kindertageseinrichtung in den Schulferien, wenn das Kind nicht
von den Erziehungsberechtigten betreut werden kann.

(4) Ein Platz ist nur anspruchserfillend, wenn die Kindertageseinrichtung oder die
Kindertagespflegestelle fur das Kind und die Erziehungsberechtigten in zumutbarer
Weise zu erreichen ist. Der Anspruch kann in besonderen Einzelfallen durch die
Aufnahme in eine heilpadagogische Kleingruppe erfullt werden.

(5) Die Anspruche nach Absatz 1 bis 4 und nach § 24 SGB VIl richten sich gegen den
ortlichen Trager. Mit Ausnahme der Anspruche nach Absatz 3 setzen sie voraus,
dass der ortliche Trager spatestens drei Monate vor der beabsichtigten
Inanspruchnahme der Forderungsleistung in Kenntnis gesetzt worden ist. Dies erfolgt
insbesondere durch die Voranmeldung im Onlineportal nach § 3 Absatz 1 und 3. Lebt
das Kind mit nur einer erziehungsberechtigten Person zusammen, so tritt diese fur
die Anspruchsvoraussetzungen nach Absatz 1 bis 4 an die Stelle der
Erziehungsberechtigten.

(6) Der Anspruch wird erfullt
1. im Fall der Férderung in einer Kindertageseinrichtung durch den Nachweis eines

bedarfsgerechten Platzes,
2. im Fall der Férderung in Kindertagespflege durch
a) die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflegeperson,
soweit diese nicht von der erziehungsberechtigten Person nachgewiesen wird,
b) deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie
c) die Gewahrung einer laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson.

Die Anspruchsberechtigten kbnnen zwischen den verschiedenen nach diesem
Gesetz geforderten Kindertageseinrichtungen sowie den Angeboten der
Kindertagespflege sowohl innerhalb der Wohngemeinde des Kindes als auch an
einem anderen Ort im Rahmen freier Kapazitaten wahlen.

§6
Information, Beratung, Vermittlung von Platzen

(1) Die ortlichen Trager informieren Uber das Platzangebot und beraten die
Erziehungsberechtigten bei der Auswahl des Platzes und in allen Fragen der
Kindertagespflege einschliel3lich Fragen zur Sicherung des Kindeswohls und zum
Schutz vor Gewalt. Ergdnzend zum Onlineportal (§ 3 Absatz 1) vermitteln sie Platze
in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege. Sie kénnen hierzu Vermittlungs-
und Beratungsstellen freier Trager fordern. Die kreisangehdrigen Gemeinden
unterstitzen die Kreise bei der Vermittlung und Beratung.

(2) Trager von nach diesem Gesetz geforderten Kindertageseinrichtungen sowie
Kindertagespflegepersonen, die Uber eine Kindertagespflegeerlaubnis oder
Eignungsfeststellung verfugen, haben Zugang zu den Vermittlungsstellen. Der
Zugang darf nicht von Gegenleistungen abhangig gemacht werden.



§7
Anspruch auf Geschwisterermaligung und soziale ErmaRigung von Elternbeitragen

(1) Werden mehrere mit Hauptwohnung in einem Haushalt lebende Kinder einer Familie
vor dem Schuleintritt in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege geférdert,
Ubernimmt oder erlasst der drtliche Trager auf Antrag den Elternbeitrag fur das
zweitalteste Kind zur Halfte und fir jingere Kinder vollstandig. Der 6rtliche Trager
kann darUber hinausgehende Ermafigungsregelungen treffen, die insbesondere
auch in Kindertageseinrichtungen und schulischen Betreuungsangeboten geférderte
schulpflichtige Kinder beriicksichtigen kénnen.

(2) Darlber hinaus ubernimmt oder erlasst der ortliche Trager auf Antrag den
Elternbeitrag fir die Férderung in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege,
soweit er den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. Fir die Feststellung der
zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwolften Buches
Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (SGB XII) entsprechend. Bei der
Einkommensberechnung bleiben das Baukindergeld des Bundes sowie die
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz auBer Betracht. Ubersteigt das
zu bertcksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze nicht, ibernimmt oder
erlasst der ortliche Trager den Elternbeitrag in voller Hohe. Ubersteigt das zu
berlcksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze, Ubernimmt oder erlasst er
den Elternbeitrag in der Héhe, dass den Eltern nach Abzug des Elternbeitrags
mindestens 50 Prozent des Einkommens Uber der Einkommensgrenze verbleibt.
Wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
SGB I, Leistungen nach dem Dritten und Vierten Kapitel des SGB XlI oder
Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder
wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemal § 6a des
Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten, sind
Elternbeitrage nicht zuzumuten.

(3) Der ortliche Trager berat die Eltern Gber die Moglichkeiten einer Antragstellung.

Teil 3

Bedarfsplanung und Tragerauswahl

§8
Planung und Gewahrleistung

(1) Die ortlichen Trager planen und gewahrleisten ein bedarfsgerechtes Angebot an
Kindertageseinrichtungen und Tagespflegestellen. Bei der Erfiillung dieser Aufgabe
werden die Kreise von den kreisangehdrigen Gemeinden unterstitzt.

(2) Ein bedarfsgerechtes Angebot umfasst eine hinreichende Zahl von Platzen,

1. um fur alle Kinder die Anspriche nach § 5 erflllen zu kdnnen,

2. um fur alle Kinder von der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum
Schuleintritt einen Platz in einer Kindertageseinrichtung mit einer taglichen
Forderungsdauer von mehr als flinf Stunden anbieten zu kénnen, wenn die vom
ortlichen Trager festzulegenden Bedarfskriterien erfullt sind,

3. um fur alle Kinder im schulpflichtigen Alter einen dem individuellen zeitlichen
Forderbedarf entsprechenden Platz in einer Kindertageseinrichtung anbieten zu



kénnen, wenn die vom drtlichen Trager festzulegenden Bedarfskriterien erflillt
sind und der Bedarf nicht durch auf3erunterrichtliche Ganztags- und
Betreuungsangebote in Schulen erfullt wird,

4. um Kindern ab Vollendung des dritten Lebensjahres, die aufgrund eines
besonderen Bedarfs oder ergénzend in Kindertagespflege gefordert werden
sollen, einen Platz anbieten zu kénnen.

§9

Bestandserfassung und Bedarfsermittlung

(1) Die értlichen Trager erfassen zum monatlichen Stichtag den Bestand an freien und

belegten Platzen in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflegestellen nach
Zahl, Altersgruppe, Offnungszeiten sowie padagogischer und religiéser Ausrichtung
und Bindung an eine nationale Minderheit oder Volksgruppe nach Artikel 6 Absatz 2
Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein. Sie nutzen hierfir auch die

Kita-Datenbank nach § 3.

(2) Die kreisangehodrigen Gemeinden erheben fur ihr Gebiet die fur die Bedarfsermittlung

erforderlichen Daten nach Vorgabe des o6rtlichen Tragers. Sie ermitteln auch
Bediirfnisse der Eltern nach Offnungszeiten und nach einer Férderung auRerhalb der
Wohngemeinde, Wiinsche nach padagogischen und religiésen Ausrichtungen und
Angeboten von Organisationen einer nationalen Minderheit oder Volksgruppe nach
Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein sowie
Praferenzen fur eine Forderung in einer Kindertageseinrichtung oder in
Kindertagespflege.

(3) Das Ministerium wird erméachtigt, durch Rechtsverordnung ndhere Bestimmungen

Uber die Bestandserfassung nach Absatz 1 und die Bedarfsermittiung nach Absatz 2
zu treffen.

§ 10

Bedarfsplan

(1) Die ortlichen Trager erstellen einen Bedarfsplan, in dem sie das in den

kreisangehdrigen Gemeinden erforderliche Angebot an Gruppen in
Kindertageseinrichtungen nach Gruppenart (§ 17), Gruppengrof3e (§ 25 Absatz 1)
und Offnungszeit sowie das erforderliche Angebot in Kindertagespflege fiir die
nachsten Kindergartenjahre (erster Abschnitt) und die geférderten Einrichtungstrager
(zweiter Abschnitt) festlegen. Sie schreiben den Bedarfsplan kontinuierlich fort.

(2) Die Offnungszeiten der Gruppe werden im ersten Abschnitt des Bedarfsplans auf

hochstens 50 Wochenstunden festgelegt. Die Offnungszeiten einer Gruppe sind auf
die halbe Stunde anzugeben. Der Bedarfsplan kann einen Rahmen vorgeben,
innerhalb dessen der Einrichtungstrager die Offnungszeiten festlegen kann. Er kann
Gruppen vorsehen, in denen Kinder auRerhalb ihrer Stammgruppen gefordert werden
(Erganzungs- und Randzeitengruppen). Soweit der Bedarfsplan nichts Abweichendes
regelt, kann der Einrichtungstrager dartber hinaus in eigener Verantwortung
Randzeitenangebote schaffen, in denen Kinder bis zu funf Wochenstunden gefordert
werden.

(3) Die Kreise nehmen die Aufstellung und Anderungen des ersten Abschnitts des

Bedarfsplans im Benehmen mit den kreisangehdrigen Gemeinden vor. Die ortlichen
Trager beteiligen die anerkannten Trager der freien Jugendhilfe frihzeitig und



umfassend. Gleiches gilt fiir die Einrichtungstrager, die infolge der Anderung von
einem Widerruf nach § 13 Absatz 6 Satz 3 betroffen sein kénnen. Benachbarte
ortliche Trager stimmen das bedarfsgerechte Angebot an Platzen aufeinander ab.
Das Angebot fir Kinder im schulpflichtigen Alter wird mit den Schultragern
abgestimmt.

(4) Das Recht nationaler Minderheiten und Volksgruppen im Sinne des Artikel 6 Absatz 2
Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, eigene
Kindertageseinrichtungen zu errichten und zu betreiben, wird gewahrleistet und muss
bei der Bedarfsplanung beriicksichtigt werden.

§ 11
Inhaltliche Vorgaben fir die Bedarfsplanung

(1) Die Bedarfsplanung soll gewahrleisten, dass Kindertageseinrichtungen je nach
Bedurfnis der Eltern méglichst wohnungs- oder arbeitsplatznah zur Verfigung
stehen. Der ortliche Trager beachtet die wohnbauliche Entwicklung und die Nahe zu
anderen sozialen und kulturellen Einrichtungen, die von den Familien und ihren
Kindern genutzt werden. Besondere Bedarfe von Kindern mit Behinderung werden
bertcksichtigt. Es ist im Bedarfsplan Vorsorge zu treffen, dass auch ein
unvorhergesehener Bedarf befriedigt werden kann.

(2) Die nach § 9 Absatz 2 Satz 2 ermittelten Bedurfnisse, Wiinsche und Praferenzen
sowie das bestehende ortliche Angebot an Platzen in Kindertagespflege sind zu
bertcksichtigen. Dabei ist auch die Vielfalt der Bedirfnisse der Eltern nach
verschiedenen Forderungsumfangen zu bericksichtigen. Festlegungen fur
padagogische und religidse Ausrichtungen im ersten Abschnitt des Bedarfsplans sind
auf Grundlage einer Ermittlung nach § 9 Absatz 2 zulassig.

(3) Der erste Abschnitt des Bedarfsplans und jede Anderung sind dem Ministerium zur
Kenntnis zu geben.

§12
Foérderfahige Einrichtungstrager

(1) Forderfahig sind Kindertageseinrichtungen jedes Tragers, fir die eine
Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIl besteht.

(2) Der ortliche Trager kann die Férderfahigkeit nicht anerkannter Trager der freien
Jugendhilfe mit Ausnahme von Kindertageseinrichtungen in Tragerschaft von
Betrieben, die die Kindertageseinrichtung fur die Kinder ihrer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter betreiben (Betriebs-Kindertageseinrichtungen), durch Satzung
ausschlief3en; die Kreise treffen die Entscheidung nach Anhérung der
kreisangehdrigen Gemeinden.

§13
Auswahl der zu férdernden Einrichtungstrager

(1) Der ortliche Trager nimmt den Einrichtungstrager auf dessen Antrag unter Angabe
der geférderten Gruppe erstmals oder nach Ablauf des Férderungszeitraums erneut
in den zweiten Abschnitt des Bedarfsplans auf, wenn nach den Vorgaben des ersten
Abschnitts fir den beantragten Forderungszeitraum ein Bedarf fir diese Gruppe
besteht. Der Forderungszeitraum soll drei Jahre nicht unterschreiten.



(2) Der Einrichtungstrager reicht seinen Antrag bei der Standortgemeinde ein. Die
kreisangehdrige Standortgemeinde leitet den Antrag mit einer Stellungnahme an den
Kreis weiter. Entsprechen mehrere Antrage den Vorgaben des ersten Abschnitts des
Bedarfsplans, trifft die Standortgemeinde eine Auswahl. Bei der Auswahl
bertcksichtigt die Standortgemeinde die nach § 9 Absatz 2 Satz 2 ermittelten
Bedurfnisse und Winsche sowie die tatsachliche Inanspruchnahme bereits
betriebener Gruppen. Weisen Einrichtungstrager nationaler Minderheiten und
Volksgruppen im Sinne des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes
Schleswig-Holstein einen bestehenden Bedarf nach, sind sie vorrangig auszuwahlen.
Die Standortgemeinde kann die Auswahl von der Bereitschaft zum Abschluss einer
Vereinbarung abhangig machen, die insbesondere die Hohe der Elternbeitrage, die
Aufnahmekriterien nach § 18 Absatz 5 Satz 1, die Nutzung eines im Eigentum der
Standortgemeinde stehenden Gebadudes oder Uber die Standardqualitat
hinausgehende, von der Standortgemeinde finanzierte Qualitatsanforderungen regeln
kann. Satz 6 findet auf Einrichtungstrager nationaler Minderheiten und Volksgruppen
im Sinne des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein keine Anwendung. Die kreisangehorige Standortgemeinde teilt dem Kreis
die Auswahl unter Angabe der Griinde mit. Der Kreis soll der Auswahl folgen, wenn
diese rechtmalig ist.

(3) Die értlichen Trager und die kreisangehoérigen Gemeinden sollen von der Schaffung
neuer oder der Erweiterung eigener Kindertageseinrichtungen absehen, soweit ein
bedarfsgerechtes Angebot durch anerkannte Trager der freien Jugendhilfe
sichergestellt werden kann.

(4) Die Standortgemeinde soll ein Interessenbekundungsverfahren durchfiihren, wenn
nach den Vorgaben des ersten Abschnitts des Bedarfsplans der Bedarf fur die
Aufnahme einer oder mehrerer zusatzlicher Gruppen besteht. Dieses ist so
rechtzeitig zu eréffnen, dass interessierten Einrichtungstragern eine angemessene
Zeit fur die Prifung und Planung verbleibt.

(5) Findet sich kein geeigneter Einrichtungstrager, Gbernimmt die Standortgemeinde, das
Amt oder ein Zweckverband die Tragerschaft. Besteht keine Bereitschaft zur
Ubernahme, kann der Kreis die kreisangehdrige Standortgemeinde verpflichten,
soweit der Bedarf nicht durch Schaffung eines wohnungsnahen Angebotes in einer
benachbarten Gemeinde erfullt werden kann und ein Einrichtungstrager hierzu bereit
ist. Der Kreis kann die Tragerschaft in diesem Fall auch selbst Gbernehmen.

(6) Der ortliche Trager stellt die Aufnahme in den Bedarfsplan durch einen Bescheid fest;
er erlasst die Ablehnungsbescheide fur die nicht bertcksichtigten Einrichtungstrager.
Er kann den Bescheid mit einer Nebenbestimmung versehen, wenn diese
sicherstellen soll, dass die Vorgaben des ersten Abschnitts des Bedarfsplans erfuillt
werden. Der Bescheid ergeht unter dem Vorbehalt des Widerrufs fur den Fall der
Anderung des ersten Abschnitts des Bedarfsplans; der Widerruf darf nur mit Wirkung
fur das auf das Ubernachste Kindergartenjahr folgende Kindergartenjahr erklart
werden.

§ 14
Optionsklausel

Der ortliche Trager kann in seinem Gebiet oder in Gebieten einzelner kreisangehoriger
Gemeinden fir einen festgelegten Zeitraum von mindestens zehn Jahren auf einen
Bedarfsplan nach den §§ 10 bis 13 verzichten und alle Trager von Kindertageseinrichtungen



férdern, die die Fordervoraussetzungen nach Teil 4 erfillen. In den Kreisen ist die
Zustimmung der betroffenen kreisangehdérigen Gemeinden erforderlich. § 12 und § 13
Absatz 3 finden Anwendung.

Teil 4
Fordervoraussetzungen fiir Kindertageseinrichtungen
§ 15
Anspruch des Einrichtungstragers auf Forderung der Standardqualitat

(1) Der Einrichtungstrager hat einen Anspruch auf Férderung der Standardqualitat gegen
den ortlichen Trager nach Teil 5, wenn er die Férdervoraussetzungen dieses Teils
sowie die Auflagen der betriebserlaubniserteilenden Behdrde erflllt und
1. die vorgehaltenen Platze im Bedarfsplan stehen oder
2. ein Kind, fUr das der értliche Trager nach den Vorschriften der §§ 86, 86¢c oder
86d SGB VIl zustandig ist, in einer Kindertageseinrichtung auflierhalb Schleswig-
Holsteins gefdrdert wird oder

3. ein Kind in einer Kindertageseinrichtung in einem Gebiet geférdert wird, fir das
nach § 14 kein Bedarfsplan besteht.

(2) Der ortliche Trager gewahrt den Einrichtungstragern daruber hinaus finanzielle
Ausgleiche flr Strukturnachteile.

(3) Vom Einrichtungstrager dirfen keine Eigenmittel zur Finanzierung der
Standardqualitat verlangt werden.

§ 16
Erganzende Foérderung

(1) Die Standortgemeinden und die 6rtlichen Trager kénnen die
Kindertageseinrichtungen erganzend férdern.

(2) Das Ministerium fordert die Sprachbildung in den Regionalsprachen und den
Sprachen der nationalen Minderheiten und Volksgruppen nach Artikel 6 Absatz 2
Satz 2 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein sowie weitere
Sprachférderangebote Uber die alltagsintegrierte Sprachbildung hinaus, welche sich
nicht im Rahmen der Standardqualitat abbilden lassen, nach MalRgabe des
Haushalts.

(3) Der Einrichtungstrager kann aus Eigenmitteln zusatzliche, die Standardqualitat
Ubersteigende Angebote bereitstellen.

§17
Geférderte Gruppen

(1) Geférdert werden
1. Krippengruppen fir Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres,
2. Kindergartengruppen fur Kinder von der Vollendung des dritten Lebensjahres bis
zum Schuleintritt,
3. integrative Kindergartengruppen mit vier oder funf Platzen fur Kinder mit
Behinderung und solche, die von Behinderung bedroht sind,



4. Hortgruppen fir schulpflichtige Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
und

5. altersgemischte Gruppen mit Kindern bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres
und Kindern von der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Schuleintritt.

Umfasst sind auch altershomogene Gruppen innerhalb der jeweiligen Altersspanne.

Alle Gruppen mussen mindestens ein Férderungsangebot von zehn Wochenstunden

an zwei Wochentagen vorhalten; dies gilt nicht fir Ergédnzungs- und

Randzeitengruppen.

(2) Kinder, die im Verlaufe eines Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr vollenden,
kénnen bis zum Ende des Kindergartenjahres in einer Krippengruppe gefordert
werden. Darlber hinaus kann der ortliche Trager bei besonderem padagogischem
Bedarf zulassen, dass ein Kind, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, in einer
Krippengruppe geférdert wird. Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 kann der
ortliche Trager im Einzelfall bei besonderem padagogischen Bedarf zulassen, dass
eine Jugendliche oder ein Jugendlicher in eine Hortgruppe aufgenommen wird; diese
Ausnahme ist jeweils fUr ein Kindergartenjahr auszusprechen.

(3) In Gruppen, in denen die Kinder tberwiegend in der freien Natur geférdert werden
(Naturgruppen), dirfen nur Kinder ab der Vollendung des zwanzigsten
Lebensmonats aufgenommen werden.

(4) In Kindergartengruppen und integrativen Kindergartengruppen kénnen bis zu zwei
unterdreijahrige Kinder aufgenommen werden, die den dreil3igsten Lebensmonat
vollendet haben. Schulpflichtige Kinder kénnen in Kindergartengruppen und
integrativen Kindergartengruppen aufgenommen werden, wenn und soweit der
ortliche Trager dies im Ausnahmefall zulasst und der Einrichtungstrager diese Form
der alterstiibergreifenden Forderung in seinem Einrichtungskonzept bericksichtigt.

§ 18
Aufnahme von Kindern und Beendigung des Betreuungsverhaltnisses

(1) Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertageseinrichtung darf weder aus Grinden
seiner Herkunft, seiner Nationalitat oder seiner geschlechtlichen Identitat noch aus
konfessionellen, weltanschaulichen oder ethnischen Grinden abgelehnt werden.
Wird eine Kindertageseinrichtung von einer Organisation einer nationalen Minderheit
oder Volksgruppe nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes
Schleswig-Holstein getragen, kann die Aufnahme von dem gelebten Bekenntnis zur
Minderheit oder Volksgruppe abhangig gemacht werden. Dem Wunsch nach mit dem
Kindeswohl nicht zu vereinbarenden Forderungsumféangen oder Férderungszeiten
darf nicht entsprochen werden.

(2) Trager von Betriebs-Kindertageseinrichtungen und Kindertageseinrichtungen mit
Belegrechten fir Betriebe kdnnen bis zu 80 Prozent der Platze den Kindern von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vorbehalten. Aus dem Grund des Ausscheidens der
Eltern aus dem Betrieb darf der Einrichtungstrager das Betreuungsverhaltnis nicht
beenden oder die Verlangerung der Betreuung in der Einrichtung ablehnen.

(3) Aus Grinden einer Behinderung oder drohenden Behinderung darf die Aufnahme
eines Kindes in eine Gruppe nicht abgelehnt und ein Betreuungsverhaltnis nicht
beendet werden, es sei denn die Voraussetzungen flr eine bedarfsgerechte
Foérderung des Kindes sind in der Gruppe nicht gegeben und kénnen nicht mit
vertretbarem Aufwand geschaffen werden. Ablehnungen sind dem &rtlichen Trager



mitzuteilen; dieser prift das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1, zweiter
Halbsatz.

(4) Der Einrichtungstrager nimmt ganzjahrig im laufenden Kindergartenjahr Kinder auf.

(5) Fir den Fall, dass die Zahl der Anmeldungen die Zahl der Platze Ubersteigt, legt der
Einrichtungstrager schriftliche, 6ffentlich zugangliche Aufnahmekriterien fest. Kinder
aus der Standortgemeinde kdnnen in diesem Fall vorrangig aufgenommen werden.
Das Freihalten von Platzen fir den Fall, dass Kinder aus der Standortgemeinde
nachgemeldet werden, ist nicht zuldssig. Aus dem Grund des Wegzugs des Kindes
aus der Standortgemeinde darf der Einrichtungstrager das Betreuungsverhaltnis nicht
beenden oder die Verlangerung der Betreuung in der Einrichtung ablehnen.
Abweichend von Satz 4 muss der Einrichtungstrager ein befristetes
Betreuungsverhaltnis nicht verlangern, wenn das Kind zum Schuljahresbeginn in die
Schule eintritt. Wird die Einrichtung von einem Amt oder Zweckverband betrieben,
arbeiten mehrere Gemeinden nach dem Gesetz Uber kommunale Zusammenarbeit in
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 122),
zuletzt geandert durch Gesetz vom 21. Juni 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 528),
zusammen, ist die Durchfihrung der Férderung auf das Amt tbertragen worden oder
ist die vorrangige Aufnahme zwischen der Standortgemeinde und einer anderen
Gemeinde vereinbart, gelten Satz 2 bis 4 flr die amtsangehérigen oder beteiligten
Gemeinden entsprechend.

(6) Der Einrichtungstrager erhebt vor Aufnahme des Kindes von den Eltern die nach § 3
Absatz 4 Satz 1 uber die Kita-Datenbank zu GbermitteInden Daten. Er Iasst sich eine
arztliche Bescheinigung vorlegen, die Auskunft Gber flr den Besuch der
Kindertageseinrichtung relevante gesundheitliche Einschrankungen gibt, sowie einen
schriftlichen Nachweis Uber den Impfschutz des Kindes und eine zeitnah vor der
Aufnahme erfolgte arztliche Beratung in Bezug auf einen vollstandigen,
altersgemalen, nach den Empfehlungen der Standigen Impfkommission
ausreichenden Impfschutz.

(7) Der Einrichtungstrager weist bei der Aufnahme auf die Méglichkeit der ErmaRigung
des Elternbeitrags nach § 7 hin. Wird ein Kind nicht aufgenommen, weist der
Einrichtungstrager die Eltern auf das Beratungs- und Vermittlungsangebot nach § 6
Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie auf die Frist nach § 5 Absatz 5 Satz 2 hin.

(8) Der Betreuungsvertrag oder die Satzung dirfen eine Beendigung des
Betreuungsverhaltnisses durch den Einrichtungstrager nur aus wichtigem Grund
zulassen und mussen eine Pflicht zur unverzuglichen Mitteilung des wichtigen
Grundes in Textform vorsehen.

§19
Padagogische Qualitat

(1) Die Kinder sind unter dem Aspekt der Ganzheitlichkeit zu betreuen, zu erziehen und
zu bilden. Dies geschieht vor allem durch die Férderung der individuellen Selbst-,
Sozial- und Lernkompetenz und orientiert sich an dem jeweiligen Entwicklungsstand
des Kindes. Die padagogischen Fachkrafte begleiten die Kinder in ihren
Bildungsprozessen. Sie gehen auf die individuellen Interessen und Fragestellungen
der Kinder ein und knipfen weitere Bildungsangebote daran an. Die Kinder werden
angeregt sich aktiv zu beteiligen und eigene Lernstrategien zu entwickeln. Dabei sind
die kulturellen Erfahrungen und Lebensbedingungen sowie die individuellen Lern-
und Verhaltensweisen der Kinder zu berlcksichtigen. Die folgenden



Bildungsbereiche sind in die umfassende Arbeit der Kindertageseinrichtung

einzubeziehen:

1. Koérper, Gesundheit und Bewegung,

2. Sprache(n), Zeichen, Schrift und Kommunikation unter angemessener

Berucksichtigung der durch die Verfassung des Landes Schleswig-Holstein und

die Europaische Charta der Regional-oder Minderheitensprachen geschitzten

Sprachen, Zeichen/Schrift und Kommunikation, insbesondere zur Teilhabe an

Bildungsvorgangen und zur Vorbereitung auf den Schuleintritt,

Mathematik, Naturwissenschaft und Technik,

Kultur, Gesellschaft und Demokratie,

Ethik, Religion und Philosophie,

6. musisch-asthetische Bildung und Medien.

(2) Die gemeinsame Erziehung und Bildung von Kindern mit unterschiedlichen
Befahigungen und von unterschiedlicher sozialer, nationaler und kultureller Herkunft
soll dazu beitragen, dass die Kinder sich in ihrer Unterschiedlichkeit anerkennen,
emotional positive Beziehungen zueinander aufbauen und sich gegenseitig
unterstutzen. Behinderungen, Beeintrachtigungen und Benachteiligungen eines
Kindes sollen durch individuelle Hilfe ausgeglichen oder verringert werden. Die Arbeit
in der Kindertageseinrichtung soll die Gleichstellung der Geschlechter férdern.

(3) Die padagogischen Fachkrafte férdern die psychische Entwicklung der Kinder. Um
ein gesundes Aufwachsen sicherzustellen, wird auf eine gesunde Erndhrung,
Bewegung sowie die tagliche Zahnpflege der Kinder geachtet.

(4) Die Arbeit in der Kindertageseinrichtung soll Kinder altersgemaf® und entsprechend
ihrem Entwicklungsstand in die Lage versetzen, sich mit dem Mensch-Natur-
Verhaltnis und mit Fragen des gesellschaftlichen Zusammenlebens
auseinanderzusetzen. Die Kinder sollen befahigt werden, mit komplexen Situationen
umzugehen, sich zu beteiligen und eigene Standpunkte zu entwickeln, um im Sinne
einer nachhaltigen Entwicklung die Gesellschaft und die Zukunft mitzugestalten.

(5) Die Kinder sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand bei allen Angelegenheiten,
die sie betreffen, zu beteiligen. Zum Wohl der Kinder und zur Sicherung ihrer Rechte
sind flr sie geeignete Verfahren der Beteiligung und die Mdglichkeit der Beschwerde
in personlichen Angelegenheiten vorzusehen und zu praktizieren.

(6) Alltagsintegrierte Sprachbildung bestimmt das Handeln der padagogischen
Fachkrafte wahrend der padagogischen Arbeit. Eine entsprechende Qualifikation aller
in der Einrichtung tatigen padagogischen Fachkrafte ist nachzuweisen.

(7) Die Beobachtung und Dokumentation der kindlichen Entwicklungsprozesse werden
von den padagogischen Fachkraften unter Berlcksichtigung der Konzeption der
Einrichtung sowie den Vorgaben des Datenschutzes sichergestellt.

(8) Die padagogischen Fachkrafte arbeiten mit den Erziehungsberechtigten
partnerschaftlich bei der Bildung, Erziehung und Betreuung zusammen. Sie bieten
den Eltern regelmaRige Gesprache Uber den Entwicklungsstand des Kindes an, die
zu dokumentieren sind.

(9) Die Kindertageseinrichtung kooperiert mit anderen kinder- und familienbezogenen
Institutionen und Initiativen im Gemeinwesen. Die Zusammenarbeit erstreckt sich
auch auf den 6rtlichen Jugendhilfetrager und andere Personen, Dienste oder
Einrichtungen, die bei der Leistungserbringung fir das Kind tatig werden,
insbesondere Rehabilitationstrager.

(10) Korperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwirdigende
MaRnahmen sind unzuldssig.

o bk ow



§ 20
Qualitdtsmanagement und padagogische Fachberatung

(1) Der Einrichtungstrager hat zur prozesshaften Sicherung und Weiterentwicklung der
Qualitat der Kindertageseinrichtung ein Qualitdtsmanagementverfahren zu wahlen.
Fir jede Kindertageseinrichtung wird eine qualifizierte Beauftragte oder ein
qualifizierter Beauftragter flr Qualitatsentwicklung benannt.

(2) Die Kindertageseinrichtung nimmt kontinuierlich eine padagogische Fachberatung in
Anspruch. Die padagogische Fachberatung (bt keine Dienst- oder Fachaufsicht aus.
Die in der padagogischen Fachberatung Tatigen mussen Uber eine Qualifikation nach
§ 28 Absatz 1 Nummer 1 verfugen sowie eine mindestens funfjahrige
Berufserfahrung im padagogischen Bereich, davon mindestens zwei Jahre in einer
Kindertageseinrichtung, aufweisen. Eine zweijahrige hauptberufliche Tatigkeit in der
padagogischen Fachberatung von Kindertageseinrichtungen ersetzt dabei ein Jahr
Berufserfahrung in einer Kindertageseinrichtung. Abweichend von Satz 3 gendgt fir
Personen, die zum 31. Dezember 2020 in der padagogischen Fachberatung tatig
waren, eine Qualifikation nach § 28 Absatz 1 oder eine vergleichbare Qualifikation
nach § 28 Absatz 3; die erforderliche Berufserfahrung bleibt unberihrt.

§ 21
Ubergang in die Schule und Férderung schulpflichtiger Kinder

(1) Der Ubergang zur Schule und die Férderung schulpflichtiger Kinder sind durch eine
am jeweiligen Entwicklungsstand und an der Alterssituation der Kinder orientierte
Zusammenarbeit mit der Schule zu erleichtern. Zu diesem Zweck sollen die
Kindertageseinrichtungen mit den Schulen kooperieren und Vereinbarungen mit
Schulen lber die Verfahren und Inhalte der Zusammenarbeit, insbesondere zur
Vorbereitung des Schuleintritts, abschliel3en.

(2) Um eine individuelle Forderung der Kinder zu erméglichen, haben
Kindertageseinrichtungen mit den Grundschulen und Fdrderzentren Informationen
Uber den Entwicklungsstand der einzelnen Kinder auszutauschen, soweit eine
Einwilligung der Eltern vorliegt.

§ 22
SchlieRzeiten

(1) Die planmaRigen Schliel3zeiten der Gruppe durfen 20 Tage im Kalenderjahr, davon
hdchstens drei Tage aufRerhalb der Schulferien in Schleswig-Holstein, nicht
Ubersteigen. PlanmaRige Schlielzeiten fur eine langere Zeitspanne als drei Wochen
sind unzuldssig.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 sind planmaRige SchlieRzeiten von bis zu 30 Tagen
zuldssig, wenn
1. die Einrichtung nicht mehr als drei Gruppen hat oder
2. wahrend der zusatzlichen SchlielRtage eine Forderung der Kinder in einer

anderen Gruppe der Einrichtung sichergestellt ist.

(3) PlanmaRige Schlie®zeiten sind die Tage, an denen die Gruppe abweichend von den
regelmaBigen Offnungszeiten geplant geschlossen ist mit Ausnahme der
gesetzlichen Feiertage. Die Anzahl der zulassigen Schlietage nach Absatz 1 und 2
bezieht sich auf eine Gruppe mit einer regelmaRigen Offnungszeit von finf Tagen pro



Woche. Betragt die regelmaRige Offnungszeit weniger oder mehr als fiinf Tage pro
Woche, verringert oder erhéht sich die Anzahl der zuldssigen Schliel3tage
entsprechend.

§ 23
Raumliche Anforderungen

(1) Die padagogisch nutzbare Flache pro Kind muss mindestens 3,5 m? in
Krippengruppen und integrativen Gruppen, 3,0 m? in Hortgruppen sowie 2,5 m? in
Kindergartengruppen betragen (Mindestraumbedarf). In altersgemischten Gruppen
muss die padagogisch nutzbare Flache mindestens 3,5 m? fur Kinder, die das dritte
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und 2,5 m? fur altere Kinder betragen. Zur
padagogisch nutzbaren Flache zahlen der Gruppenraum und sonstige Innenrdume,
soweit diese konzeptionell regelmalig padagogisch genutzt werden. Werden
sonstige Innenrdume von mehreren gleichzeitig anwesenden Gruppen genutzt, sind
diese anteilig den Gruppen zuzurechnen. Kindertageseinrichtungen, die bei
Inkrafttreten des Gesetzes bereits betrieben werden, durfen den Mindestraumbedarf
um bis zu zehn Prozent unterschreiten; die Unterschreitung ist dem értlichen Trager
zu melden. Die Vorgaben dieses Absatzes gelten nicht fir Naturgruppen.

(2) Fur Kinder unter drei Jahren sind separate Schlafraume vorzuhalten, deren Grofde
1,2 m? pro gleichzeitig betreutes Kind nicht unterschreiten darf. Absatz 1 Satz 5 gilt
entsprechend. Im begriindeten Einzelfall kann der ortliche Trager von der Vorgabe
nach Satz 1 abweichen und fir Kindertageseinrichtungen, die zum 31. Dezember
2020 bereits betrieben wurden und keinen separaten Schlafraum vorhalten, eine
Ausnahmebewilligung erteilen, wenn der Einrichtungstrager eine geeignete
Schlafgelegenheit in seinem Einrichtungskonzept vorsieht. Fur Einrichtungstrager
nationaler Minderheiten und Volksgruppen im Sinne des Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein sind bei Vorlage eines entsprechenden
Konzeptes Abweichungen von der Vorgabe nach Satz 1 zulassig.

(3) Fir Kindertageseinrichtungen mit mindestens drei gleichzeitig anwesenden Gruppen
sind ein Personalraum und ein Leitungszimmer, fur kleinere Einrichtungen ein Raum
fur beide Zwecke vorzusehen. Naturgruppen bleiben bei der Ermittlung der
Gruppenanzahl nach Satz 1 unberticksichtigt.

(4) Jede Kindertageseinrichtung soll Uber eine Aulienspielflache verfiigen. Ist dies nicht
der Fall, muss ein fir die Kinder zu Ful} erreichbarer Spielplatz oder ein anderes
geeignetes Aullenspielgelande zur Verfligung stehen.

(5) Die gesetzlichen Vorgaben zum barrierefreien Bauen sind einzuhalten.

§ 24
Aus,- Fort- und Weiterbildung

(1) In jeder Kindertageseinrichtung mit drei und mehr Gruppen soll fur die Aus- und
Weiterbildung padagogischer Fachkrafte oder fir Studierende sozialpadagogischer
Studiengange mindestens ein Praktikumsplatz angeboten werden. Eine
angemessene Anleitung ist sicherzustellen.

(2) Der Einrichtungstrager stellt sicher, dass die padagogischen Fachkrafte regelmafig
an Fort- und Weiterbildungen teilnehmen. Die padagogischen Fachkrafte missen
Uber eine Erste-Hilfe-Ausbildung verfliigen und mindestens alle zwei Jahre an einem
Wiederholungskurs teilnehmen.



§ 25
GruppengrolRe

(1) Die GruppengrofRe betragt fur

1. Regel-Krippengruppen zehn Kinder,

2. Natur-Krippengruppen acht Kinder,

3. kleine Krippengruppen funf Kinder,

4. altersgemischte Regelgruppen 20 rechnerische Kinder,
5. altersgemischte Naturgruppen 16 rechnerische Kinder,
6. kleine altersgemischte Gruppen 10 rechnerische Kinder,
7. Regel-Kindergartengruppen 20 Kinder,

8. integrative Kindergartengruppen 19 rechnerische Kinder,
9. Natur-Kindergartengruppen 16 Kinder,

10. mittlere Kindergartengruppen 15 Kinder,

11. kleine Kindergartengruppen zehn Kinder,

12. Regel-Hortgruppen 20 Kinder,

13. Natur-Hortgruppen 16 Kinder,

14. mittlere Hortgruppen 15 Kinder und far

15. kleine Hortgruppen zehn Kinder.

(2) Zur Ermittlung der rechnerischen Kinderzahl werden in altersgemischten Gruppen die
Kinder unter drei Jahren und in integrativen Kindergartengruppen die Kinder mit
Behinderung und die Kinder, die von Behinderung bedroht sind, doppelt gezahit.
Kleine altersgemischte Gruppen sind nur als Erganzungs-und Randzeitengruppen (§
10 Absatz 2 Satz 3) mit einer wochentlichen Offnungszeit bis zu 15 Stunden
férderfahig.

(3) Der Einrichtungstrager kann die GruppengrofRe in Regel- und Natur-
Kindergartengruppen sowie in Regel- und Natur-Hortgruppen um zwei Kinder, in
mittleren und kleinen Kindergarten- und Hortgruppen um ein Kind erhéhen. Die
GruppengroélRe altersgemischter Gruppen kann der Einrichtungstrager erhéhen,
indem er eines der unterdreijahrigen Kinder, die den dreiBigsten Lebensmonat
vollendet haben, nur einfach zahlt. Erhéhungen der Gruppengréfie sind dem drtlichen
Trager unverziglich anzuzeigen. Sie sind unzulassig, wenn der Mindestraumbedarf
nach § 23 Absatz 1 Satz 1 und 2 unterschritten wirde.

(4) Bei Forderung eines Kindes, das zu Beginn des Monats den neunten Lebensmonat
noch nicht vollendet hat, ist die Gruppengrofie in Krippengruppen um ein Kind und
die rechnerische Kinderzahl in altersgemischten Gruppen um zwei Kinder zu
verringern.

(5) Die Gruppengrole ist bei Férderung von Kindern mit Behinderung und von
Behinderung bedrohten Kindern ausgehend von der Regelgruppengréflie zu
verringern, wenn der oOrtliche Trager aufgrund des zusatzlichen Betreuungsaufwands
der Kinder unter Berlcksichtigung der Ergebnisse der Teilhabeplanung nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen - (SGB IX) oder der Hilfeplanung nach dem SGB VIl sowie der
Zusammensetzung der Gruppe einen entsprechenden Bedarf festgestellt hat. Die
Feststellung ist nicht davon abhangig, dass das Kind Leistungen der
Eingliederungshilfe erhalt. Der ortliche Jugendhilfetrager stellt auf Antrag des
Einrichtungstragers oder von Amts wegen im Einzelfall fest, um wie viele Platze die
Gruppengréf3e zu verringern ist. Die Verringerung ist zum nachstmdglichen
Monatsbeginn umzusetzen.



§ 26
Betreuungsschlissel

(1) In der direkten Arbeit mit den Kindern missen stets mindestens tatig sein
1. eine Fachkraft in kleinen Gruppen,

2. eine Fachkraft firr die gesamte Offnungszeit und eine zweite Fachkraft fiir die
Halfte der wochentlichen Offnungszeit in mittleren Gruppen sowie

3. zwei Fachkrafte in Regelgruppen, integrativen Kindergartengruppen und
Naturgruppen.

(2) Um den Nachweis der Einhaltung des Betreuungsschlissels erbringen zu kénnen,
hat der Einrichtungstrager auf geeignete Weise taglich festzuhalten, welche
Fachkrafte in der direkten Arbeit mit den Kindern tatig waren.

(3) Der Einrichtungstrager meldet dem ortlichen Trager unverzuglich, wenn der
Betreuungsschlissel in einer Gruppe Uber einen Zeitraum von mehr als finf
aufeinanderfolgenden Betreuungstagen nicht sichergestellt worden ist oder absehbar
nicht wird sichergestellt werden konnen.

(4) Unabhangig von dem Betreuungsschliissel muss die Zahl der in der
Kindertageseinrichtung anwesenden Fachkrafte stets die Anzahl der gedffneten
Gruppen Ubersteigen. Eine nach § 28 Absatz 1 qualifizierte Fachkraft muss jederzeit
anwesend sein.

§ 27
Offene Arbeit, Erganzungs-und Randzeitenférderung

(1) Die Vorschriften Uber geférderte Gruppen, zur GruppengréfRe und zum
Betreuungsschlissel gelten fir Kindertageseinrichtungen mit offener Arbeit sowie
Erganzungs- und Randzeitengruppen (§ 10 Absatz 2 Satz 4) entsprechend.
Erganzungs- und Randzeitengruppen gelten nicht als Gruppen im Sinne des § 22
Absatz 2 Nummer 1, des § 29 Absatz 2 und des § 39 Absatz 2. § 29 Absatz 1 findet
auf sie keine Anwendung.

(2) In Randzeitenangeboten nach § 10 Absatz 2 Satz 5 muss in der direkten Arbeit mit
den Kindern stets mindestens eine Fachkraft je zehn anwesende Kinder, in
Naturgruppen je acht anwesende Kinder, tatig sein. Eine Fachkraft muss Uber eine
Qualifikation nach § 28 Absatz 1 verfligen. Jeweils zwanzig anwesende Kinder
zahlen als Gruppe nach § 26 Absatz 4 Satz 1. Sind wahrend des
Randzeitenangebots in einer Einrichtung nicht mehr als zehn Kinder anwesend,
genugt es abweichend von § 26 Absatz 4 Satz 1, dass neben der nach § 28 Absatz 1
qualifizierten Fachkraft eine weitere Betreuungskraft anwesend ist. Kinder unter drei
Jahren sowie Kinder mit Behinderung oder von Behinderung bedrohte Kinder aus
Integrationsgruppen und nach § 25 Absatz 4 werden fur die Berechnungen nach Satz
1 bis 3 doppelt, Kinder unter neun Monaten vierfach gezahlt.

§ 28
Personalqualifikation

(1) Die Leitungskraft der Kindertageseinrichtung, die stellvertretende Leitungskraft und
die erste Fachkraft in der Gruppe missen
1. Absolventinnen oder Absolventen der Bachelorstudiengange Kindheitspadagogik
oder Sozialpadagogik oder gleich- oder héherwertiger Studiengange,



2. staatlich anerkannte Erzieherinnen oder Erzieher,
3. staatlich anerkannte Heilpadagoginnen oder Heilpadagogen oder
4. staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerinnen oder Heilerziehungspfleger sein.

(2) Die zweite Fachkraft in der Gruppe muss sozialpadagogische Assistentin oder
Assistent sein oder Uber eine gleich- oder hoherwertige padagogische Ausbildung mit
Schwerpunkt im fruhpadagogischen Bereich verfugen.

(3) Den Personen nach Absatz 1 und Absatz 2 gleichgestellt sind solche, die aufgrund
ihrer Ausbildung und ihrer praktischen Erfahrung in einem frihpadagogischen
Arbeitsbereich vergleichbar qualifiziert sind.

(4) Bei Forderung von Kindern mit Behinderung oder von Behinderung bedrohten
Kindern muss die notwendige zusatzliche Forderung dieser Kinder durch
heilpadagogische Krafte nach Absatz 1 Nummer 3 und 4 oder vergleichbar
qualifizierte Krafte gewahrleistet sein.

(5) Das Ministerium wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung nahere Bestimmungen
Uber die Gleich- und Héherwertigkeit der Studiengange nach Absatz 1 Nummer 1 und
der Ausbildungen nach Absatz 2 sowie die vergleichbaren Qualifikationen nach
Absatz 3 und 4 zu treffen.

§ 29
Verfligungszeit und Leitungsfreistellung

(1) Der Einrichtungstrager hat bei der Personalplanung einen Anteil von mindestens 7,8
Stunden je Woche und Gruppe an der Arbeitszeit des padagogischen Personals fiir
Verfligungszeiten, insbesondere flr die Vor- und Nachbereitung, die
Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten, dienstliche Besprechungen, die
Anleitung von Praktikantinnen und Praktikanten und die Zusammenarbeit mit anderen
Institutionen zu bericksichtigen.

(2) In Kindertageseinrichtungen mit einer Gruppe ist die leitende Fachkraft zu einem
Flnftel, in Kindertageseinrichtungen mit zwei Gruppen fir zwei Funftel, in
Kindertageseinrichtungen mit drei Gruppen fur drei Funftel, in
Kindertageseinrichtungen mit vier Gruppen fur vier Funftel einer Vollzeitstelle und in
Kindertageseinrichtungen mit funf oder mehr Gruppen vollstandig vom Gruppendienst
freizustellen. In Kindertageseinrichtungen mit sechs Gruppen ist die stellvertretende
Leitungskraft flr ein Zehntel, in Kindertageseinrichtungen mit sieben Gruppen fir
zwei Zehntel, in Kindertageseinrichtungen mit acht Gruppen flr drei Zehntel, in
Kindertageseinrichtungen mit neun Gruppen fur vier Zehntel und in
Kindertageseinrichtungen mit zehn Gruppen oder mehr fur die Halfte einer
Vollzeitstelle vom Gruppendienst freizustellen. Der Einrichtungstrager kann
Zeitanteile an andere qualifizierte padagogische Fachkrafte mit herausgehobenen
Aufgaben in der Einrichtung Ubertragen. Kleine Krippen-, Kindergarten- und
Hortgruppen zahlen fur diese Berechnung als halbe Gruppen; die Anzahl der
Gruppen wird auf ganze Gruppen abgerundet.

§ 30
Verpflegung

(1) Die angebotene Verpflegung muss ausgewogen sein und eine ausreichende
Versorgung der Kinder mit Nahrstoffen gewahrleisten. Es sind energiearme Getranke



bereitzustellen. Bedirfnisse von Kindern mit Lebensmittelunvertraglichkeiten oder
Allergien sowie religiose Essgewohnheiten sind angemessen zu berilcksichtigen.
(2) Der Einrichtungstrager stellt sicher, dass Kindern, die taglich sechs Stunden oder
langer geférdert werden, eine Mittagsverpflegung zur Verfiigung steht.
(3) Hortgruppen mussen eine Mittagsverpflegung sicherstellen, wenn die Verpflegung
nicht Gber ein schulisches Angebot gewahrleistet ist.

§ 31
Elternbeitrage

(1) Die zu entrichtenden Elternbeitrage dirfen monatlich
1. 5,80 Euro fur Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monats noch nicht
vollendet haben, und
2. 5,66 Euro fir altere Kinder
pro wochentlicher Betreuungsstunde nicht Gbersteigen. MalRgeblich ist der
vereinbarte oder dem Nutzungsverhaltnis zugrundeliegende Férderungsumfang. Fir
Eingewdhnungszeiten mit geringerem zeitlichen Férderungsumfang sind die
Hochstbetrage fir den regularen Férderungsumfang mafigeblich. Beginnt oder endet
die Vertragslaufzeit oder das Nutzungsverhaltnis im Laufe eines Monats, verringern
sich die Betrage nach Satz 1 fur diesen Monat entsprechend. Ist in den Schulferien
fur ein Kind ein langerer Férderungsumfang vorgesehen, wird fur die Ermittlung der
hochstens zu entrichtenden Elternbeitrage nach Satz 1 die durchschnittliche Anzahl
der wochentlichen Betreuungsstunden im Monat zugrunde gelegt. Die Elternbeitrage
fur gebuchte Einzelstunden dirfen 1,45 Euro fir Kinder, die das dritte Lebensjahr zu
Beginn des Monats noch nicht vollendet haben, und 1,41 Euro fir altere Kinder nicht
Ubersteigen.

(2) Neben den Elternbeitragen kann der Einrichtungstrager angemessene
Verpflegungskostenbeitrage und eine Auslagenerstattung fir Ausfliige verlangen. Die
Kalkulation der Verpflegungskostenbeitrage ist der Elternvertretung und dem Beirat
offenzulegen.

§ 32
Elternvertretung und Beirat

(1) Der Einrichtungstrager Iadt im Kindergartenjahr zu mindestens einer
Elternversammlung auf Gruppen- oder Einrichtungsebene pro Halbjahr ein. Bis zum
30. September jeden Jahres werden auf der Elternversammlung oder den
Elternversammlungen eine Elternvertretung sowie die Delegierten fir die Wahl der
Kreiselternvertretung nach § 4 Absatz 1 gewahlt. Die Zahl der Delegierten entspricht
der Zahl der Gruppen der Einrichtung; Erganzungs- und Randzeitengruppen bleiben
unberucksichtigt. Die Eltern haben gemeinsam eine Stimme pro Kind. Der
Einrichtungstrager gestaltet gemeinsam mit den Eltern das Wahlverfahren
einschliellich des Verfahrens fur die Neu- oder Nachwahl der Elternvertretung. Er
meldet die gewahlten Elternvertretungen und die gewahlten Delegierten jeweils mit
den Kontaktdaten an die Kreis- und Landeselternvertretung. Die Elternvertretung
wahlt aus ihrer Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher und eine Stellvertretung.

(2) Die Elternvertretung vertritt die Interessen der Erziehungsberechtigten gegenuber
dem Einrichtungstrager und wirkt auf eine angemessene Beteiligung von Eltern mit
Migrationshintergrund und die Berlcksichtigung ihrer Interessen hin. Sie ist an den



wesentlichen inhaltlichen und organisatorischen Entscheidungen der
Kindertageseinrichtung rechtzeitig zu beteiligen, die insbesondere die
Weiterentwicklung der padagogischen Konzeption, die Aufnahmekriterien, die
Offnungs- und SchlieRzeiten, die Elternbeitrage oder die Verpflegung betreffen. Der
Einrichtungstrager unterstutzt die Arbeit der Elternvertretung, insbesondere deren
Kommunikation mit den Erziehungsberechtigten, und gibt ihr die fur eine
wirkungsvolle Beteiligung erforderlichen Ausktinfte unter Beriicksichtigung
datenschutzrechtlicher Bestimmungen und der Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse.
Er gibt der Elternvertretung vor seiner Entscheidung die Gelegenheit zur schriftlichen
Stellungnahme, bericksichtigt die Interessen der Eltern angemessen und wirkt auf
eine einvernehmliche L6sung hin.

(3) Soweit die Zusammenarbeit nicht in einem anderen geeigneten Format sichergestellt
ist, richtet der Einrichtungstrager einen Beirat ein, der zu gleichen Teilen mit
Vertreterinnen und Vertretern des Einrichtungstragers, der Standortgemeinde und der
padagogischen Krafte sowie Mitgliedern der Elternvertretung zu besetzen ist. Absatz
2 ist entsprechend anzuwenden.

§ 33
Nutzung der Kita-Datenbank

(1) Der Einrichtungstrager nutzt die Kita-Datenbank nach § 3. Er stellt einen Antrag auf
Aufnahme der Kindertageseinrichtung in das Onlineportal, pflegt die Daten, nimmt am
Voranmeldesystem teil und Ubermittelt Gber das Verwaltungssystem monatlich die
personenbezogenen Daten nach § 3 Absatz 4 Satz 1 aller geférderten Kinder mit
Stand zum monatlichen Stichtag.

(2) Soweit sich der Forderanspruch des Einrichtungstragers nach § 36 Absatz 2 auf
einen monatlichen pauschalen Férdersatz pro betreutem Kind richtet, hat der
Einrichtungstrager auf Verlangen die in Anspruch genommenen Betreuungszeiten
der einzelnen Kinder nachzuweisen.

§ 34
Forderung in einem anderen Bundesland oder im Ausland

(1) Fur Kindertageseinrichtungen in einem anderen Bundesland kann der ortliche Trager
durch Vertrag mit dem Einrichtungstrager bei entsprechender Anpassung des
Fordersatzes Ausnahmen von den Fordervoraussetzungen dieses Teils zulassen,
wenn dort auf Wunsch der Eltern einzelne Kinder aus Schleswig-Holstein geférdert
werden sollen und die Kindertageseinrichtung nach den Vorschriften des anderen
Bundeslandes mit offentlichen Mitteln gefordert wird. Der ortliche Trager stellt sicher,
dass die Eltern keine nach § 31 unzulassig hohen Elternbeitrage zu zahlen haben.

(2) Fir die Forderung in einer Kindertageseinrichtung im Ausland gilt Absatz 1 Satz 1
entsprechend. Absatz 1 Satz 2 gilt, soweit dies nicht mit unverhaltnismaRigen
Mehrkosten flr den drtlichen Trager verbunden ist.

§ 35
Prifung der Férdervoraussetzungen, Rickforderung von Férdermitteln

(1) Der ortliche Trager pruft anlassbezogen und durch Stichproben, ob die
Fordervoraussetzungen weiter vorliegen. Er kann sich zum Nachweis der



Fordervoraussetzungen Belege vorlegen lassen und értliche Erhebungen
durchfuhren.

(2) Stellt der ortliche Trager einen Verstol gegen die Férdervoraussetzungen fest, soll er
dem Einrichtungstrager eine angemessene Frist zur Beseitigung des Mangels setzen
und kann nach fruchtlosem Ablauf der Frist den Bescheid nach § 13 Absatz 6 Satz 1,
erster Halbsatz als letztes Mittel mit Wirkung zum Gbernachsten Kalendermonat
zuricknehmen oder widerrufen.

(3) Der ortliche Trager soll die Fordermittel fur Monate, fur die der Einrichtungstrager fur
eine Gruppe nicht auf Verlangen nachweist, dass er
1. keine unzulassig hohen Elternbeitrdge verlangt hat,

2. die zuldssige Gruppengrdlie nach § 25 und die Voraussetzungen des § 26 Absatz
4 stets eingehalten hat

vollstandig zurtickfordern.

(4) Weist der Einrichtungstrager nicht auf Verlangen nach, dass er den
Betreuungsschlussel nach § 26 Absatz 1 an mindestens 85 Prozent der
Offnungstage im Kindergartenjahr eingehalten hat, soll der értliche Trager die
Fordermittel anteilig flr die Tage zuriickfordern, fir die die Einhaltung des
Betreuungsschlissels nicht nachgewiesen ist. Flr Zeiten, in denen die Gruppe
aullerplanmalig geschlossen ist, soll der ortliche Trager die Férdermittel anteilig
zuruckfordern; dabei lasst er eine durch unaufschiebbare BaumafRnahmen oder
hohere Gewalt erzwungene SchlieBung von bis zu vier Wochen im Kindergartenjahr
unbertcksichtigt, wenn der Einrichtungstrager etwaige Ersatzanspriiche gegen einen
Dritten an ihn abtritt.

(5) Der ortliche Trager kann die Férdermittel ganz oder teilweise fir die Zeitraume
zurtckfordern, fur die der Einrichtungstrager andere Férdervoraussetzungen dieses
Teils nicht auf Verlangen nachweist.

(6) Die Ruckforderung ist nur bis zum vorletzten Kindergartenjahr zulassig, es sei denn,
der Einrichtungstrager hat zum Rickforderungsgrund vorsatzlich oder fahrlassig
falsche Angaben gemacht.

Teil 5
Fordersatze fiir Kindertageseinrichtungen nach dem Standardqualitatkostenmodell
§ 36
Gruppenfordersatz und Fordersatz pro Kind, Verordnungsermachtigung

(1) Der Férderanspruch des Einrichtungstragers richtet sich auf einen monatlichen
pauschalen Gruppenfordersatz. Dieser setzt sich aus dem Personalkostenanteil nach
§ 37, dem Sachkostenanteil nach § 38 und dem gruppenbezogenen
Leitungszuschlag nach § 39 abziglich der Abziige nach § 40 zusammen. Der
Gruppenfordersatz ist bis unter 0,50 Euro abzurunden sowie von 0,50 Euro an
aufzurunden.

(2) Abweichend von Absatz 1 richtet sich der Férderanspruch des Einrichtungstragers
auf einen monatlichen pauschalen Férdersatz pro zum monatlichen Stichtag
betreutem Kind nach Malgabe von § 41,



1. wenn die Platze der Gruppe ganz oder teilweise den Kindern von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern eines oder mehrerer Betriebe vorbehalten sind,

2. in Gebieten, in denen von der Optionsklausel des § 14 Gebrauch gemacht
worden ist,

3. wenn sich die Einrichtung auf3erhalb Schleswig-Holsteins befindet und keine
abweichende Vereinbarung zwischen dem Einrichtungstrager und den ortlichen
Tragern des Einzugsgebietes besteht,

4. wenn dies zwischen dem ortlichen Trager und dem Einrichtungstrager mit
Zustimmung der kreisangehdrigen Standortgemeinde vereinbart ist oder

5. soweit Kinder in Randzeitenangeboten nach § 10 Absatz 2 Satz 5 geférdert
werden.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 1 und 4 ist ein Widerruf nach § 13 Absatz 6 Satz

3 nicht zulassig.

(3) Der Anspruch richtet sich gegen den 6rtlichen Trager, auf dessen Gebiet sich die
Kindertageseinrichtung befindet. Im Fall des Absatz 2 Nummer 3 richtet sich der
Anspruch gegen den jeweiligen ortlichen Trager, der nach den Vorschriften der §§
86, 86¢ oder 86d SGB VIl fir das jeweilige geforderte Kind zustandig ist. Sofern
nicht abweichend vereinbart, erfolgt die Auszahlung jeweils bis zum Monatsende.

(4) Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung nahere Bestimmungen zum
Berechnungsverfahren der Fordersatze nach Absatz 1 und 2 treffen. Es stellt eine
Software zur allgemeinen Nutzung zur Verfigung, mit deren Hilfe die Fordersatze
berechnet werden kénnen.

§ 37
Personalkostenanteil

(1) Zur Ermittlung des Personalkostenanteils wird der Personalbedarf fir die erste
Fachkraft in der Gruppe mit den monatlichen Gehaltskosten fir die Entgeltgruppe S
8a und gegebenenfalls der Personalbedarf fur die zweite Fachkraft in der Gruppe mit
den monatlichen Gehaltskosten fir die Entgeltgruppe S 3 des Tarifvertrags flir den
offentlichen Dienst, besonderer Teil fur den Sozial- und Erziehungsdienst, vom 13.
September 2005, zuletzt gedndert durch Tarifvertrag vom 25. Oktober 2020, (TV6D-
SuE) multipliziert. Bei eingruppigen Einrichtungen gilt Satz 1 mit der Malgabe, dass
fur die zweite Fachkraft ebenfalls die Entgeltgruppe S 8a zugrunde zu legen ist. Fur
die Berechnung der Gehaltskosten werden die Brutto-Monatsbezlge der Stufe 5 mit
dem Faktor 1,3 multipliziert.

(2) Der Personalbedarf nach Absatz 1 entspricht den Vollzeitaquivalenten, die unter
Bericksichtigung der Mindestzeitanteile fir Verfligungszeiten nach § 29 Absatz 1 und
der durchschnittlichen Ausfallzeit der Fachkraft durch Urlaub, Krankheit, Fortbildung
und andere Griinde zur Erflllung des Mindestbetreuungsschlissels der Gruppe nach
§ 26 Uber die jeweilige Gruppendéffnungszeit erforderlich sind. Die
Gruppendffnungszeit ist auf die halbe Stunde abzurunden. Die durchschnittliche
Ausfallzeit entspricht der Summe von 234 Stunden und der mit 7,8 Stunden
multiplizierten Differenz zwischen 20 SchlieRtagen und der Zahl an planmaRigen
Schliefdtagen der Gruppe. Sind fir die Schulferien langere Gruppendéffnungszeiten
vorgesehen, ist fur die betroffenen Monate die auf eine halbe Stunde abgerundete
durchschnittliche Gruppendffnungszeit mafgeblich.



§ 38

Sachkostenanteil

(1) Der Anteil fir das nichtpadagogische Personal und Sachkosten (Sachkostenanteil)
setzt sich zusammen aus

1.

2.

3.

einem Gemeinkostenzuschlag in Héhe von 15 % des Personalkostenanteils nach
§ 37 Absatz 1,

einem Sachkostenbasiswert von 563,55 Euro multipliziert mit dem Personalbedarf
nach § 37 Absatz 2 und

einem Sachkostenzuschlag von 12,72 Euro pro Platz; mal3geblich sind die
GruppengréfRen nach § 25 Absatz 1, abweichend werden flr altersgemischte
Regelgruppen und integrative Gruppen 15 Platze, fir altersgemischte
Naturgruppen 12 Platze zugrunde gelegt.

Bei Erganzungs- und Randzeitengruppen entfallt der Sachkostenzuschlag.
(2) Fir Naturgruppen verringert sich der Sachkostenbasiswert um die Halfte. Der
Sachkostenbasiswert verringert sich jeweils um 5 Prozent, wenn

1.

3.

der Einrichtungstrager den Mindestraumbedarf nach § 23 Absatz 1 Satz 1 um bis
zu zehn Prozent unterschreitet (§ 23 Absatz 1 Satz 4),

der Einrichtungstrager die raumlichen Anforderungen nach § 23 Absatz 2 um bis
zu zehn Prozent unterschreitet (§ 23 Absatz 2 Satz 2) oder

die Kindertageseinrichtung nicht Gber eine Aul3enspielflache verflgt (§ 23 Absatz
4 Satz 2).

Der ortliche Trager kann in den Fallen der Nummer 2 und 3 von der Geltendmachung
der Verringerung absehen, wenn der Mindestraumbedarf nach § 23 Absatz 1 Satz 1
wesentlich Uberschritten wird.

(3) Diese Regelung gilt fiir den Ubergangszeitraum (§ 57 Absatz 2) und wird durch eine
Regelung ersetzt, die die Varianz in der Kostenstruktur der Einrichtungen
bericksichtigt.

§ 39

Leitungszuschlag

(1) Der einrichtungsbezogene Leitungszuschlag setzt sich zusammen aus

1.

dem Differenzbetrag zwischen den monatlichen Gehaltskosten einer Vollzeitkraft
fur die Entgeltgruppe, in die die Leitungskraft der Einrichtung nach den
Bestimmungen des TVAD-SuE einzugruppieren ist und den monatlichen
Gehaltskosten fur die Entgeltgruppe S 8a,

dem Differenzbetrag zwischen den monatlichen Gehaltskosten einer Vollzeitkraft
fur die Entgeltgruppe, in die die stellvertretende Leitungskraft als standige
Vertreterin oder stéandiger Vertreter nach den Bestimmungen des TV6D-SuE
einzugruppieren ist und den monatlichen Gehaltskosten flir die Entgeltgruppe S
8a,

dem Personalbedarf (Vollzeitaquivalente), der zur Umsetzung der
Leitungsfreistellung nach § 29 Absatz 2 erforderlich ist, multipliziert mit den
monatlichen Gehaltskosten fir die Entgeltgruppe S 8a,

einem Zuschlag fur die Personalgemeinkosten von funfzehn Prozent auf die
Differenzbetrage nach Nummer 1 und 2 und die Personalkosten nach Nummer 3
und



5. einem Zwolftel des Sachkostenbasiswerts nach § 38 Absatz 1 Nummer 2
multipliziert mit dem Personalbedarf nach Nummer 3.
§ 37 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
(2) Zur Ermittlung des gruppenbezogenen Leitungszuschlags wird der
einrichtungsbezogene Leitungszuschlag durch die Anzahl der Gruppen in der
Einrichtung geteilt.

§ 40
Abzige

(1) Zur Berechnung des monatlichen pauschalen Gruppenférdersatzes sind fir
Krippengruppen und integrative Gruppen 93 %, flr andere Gruppen 96 % der bei
Ausschdpfung der Hochstbetrage fur Elternbeitrdge nach § 31 Absatz 1 zu
erwartenden Einnahmen in Abzug zu bringen. Fur altersgemischte Regelgruppen und
altersgemischte Naturgruppen ist von einem Héchstbetrag von 5,71 Euro und fur
kleine altersgemischte Gruppen von 5,72 Euro monatlich pro wochentlicher
Betreuungsstunde auszugehen. Mal3geblich sind die GruppengréfRen nach § 25
Absatz 1; abweichend werden flr altersgemischte Regelgruppen und integrative
Gruppen 15 Platze, fir altersgemischte Naturgruppen 12 Platze und fur kleine
altersgemischte Gruppen 7 Platze zugrunde gelegt.

(2) Ein Betrag in Hohe des monatlichen pauschalen Fordersatzes pro betreutem Kind
nach § 41 Absatz 1 ist in Abzug zu bringen, wenn
1. flr das Kind ein auslandischer Kostentrager oder nach § 86 SGB VIl ein oértlicher

Trager aulRerhalb Schleswig-Holsteins zustandig ist oder
2. eine Jugendliche oder ein Jugendlicher nach § 17 Absatz 2 Satz 3 gefordert wird.

§ 41
Foérdersatz pro Kind

(1) Der monatliche pauschale Fordersatz pro betreutem Kind berechnet sich in den
Fallen des § 36 Absatz 2 Nummer 1 bis 4, indem der Gruppenférdersatz nach § 36
Absatz 1 ohne Berucksichtigung der Abziuge nach § 40 mit dem Faktor nach Satz 3
multipliziert und durch die Gruppengrélie geteilt wird und von diesem Quotienten
99% der bei Ausschopfung der Hochstbetrage flr Elternbeitrége nach § 31 Absatz 1
zu erwartenden Einnahmen pro Kind in Abzug gebracht werden. § 40 Absatz 1 Satz 3
findet Anwendung. Der Faktor betragt fur Krippengruppen und integrative Gruppen
1,064 und fur andere Gruppen 1,031.

(2) Im Fall des § 36 Absatz 2 Nummer 5 entspricht der monatliche pauschale Fordersatz
pro betreutem Kind fur unterdreijahrige Kinder dem Fordersatz nach Absatz 1 fur ein
Kind in einer Erganzungs- oder Randzeitengruppe als Regel-Krippengruppe und flr
Uberdreijahrige Kinder dem Fordersatz nach Absatz 1 fir ein Kind in einer
Erganzungs- oder Randzeitengruppe als Regel-Kindergartengruppe. Es sind fur die
Berechnung eine Gruppendffnungszeit, welche dem vereinbarten wdchentlichen
Férderungsumfang des Kindes in einem Randzeitenangebot nach § 10 Absatz 2 Satz
5 entspricht sowie Schliezeiten von 15 Tagen zugrunde zu legen. Wurden im
Vormonat Einzelstunden zum regular vereinbarten Férderungsumfang hinzugebucht,
ist zum regular vereinbarten Férderungsumfang ein Viertel der gebuchten
Einzelstunden hinzuzuaddieren und das Ergebnis auf eine halbe Stunde abzurunden.
§ 37 Absatz 1 Satz 2 findet keine Anwendung.



(3) Der Foérdersatz ist bis unter 0,50 Euro abzurunden sowie von 0,50 Euro an
aufzurunden.

§42
Platzzahlreduzierungen

Der Einrichtungstrager hat gegen den ortlichen Trager einen monatlichen Anspruch
auf einen Ausgleich in Héhe eines Elternbeitrags fir jeden Platz, um den er die
Gruppengrofle nach § 25 Absatz 4 oder Absatz 5 verringert. Mal3geblich sind der
monatliche Stichtag und die Hochstbetrage nach § 31 Absatz 1; bei altersgemischten
Gruppen erfolgt der Ausgleich fur die verringerte rechnerische Kinderzahl nach
MalRgabe der Hochstbetrage fur Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des
Monats vollendet haben. In den Fallen des § 36 Absatz 2 erhalt der Trager fur jeden
Platz, um den er die Gruppengrofe nach § 25 Absatz 3 oder Absatz 4 verringert,
zudem einen zusatzlichen monatlichen pauschalen Férdersatz.

Teil 6
Kindertagespflege
§ 43
Abgrenzung zur Kindertageseinrichtung

(1) Kindertagespflege ist die regelmafige familienalltagsahnliche Férderung von bis zu
funf gleichzeitig anwesenden Kindern und hochstens zehn Kindern in der Woche
durch eine individuell zugeordnete Person in deren Haushalt, im Haushalt der Eltern
oder in anderen geeigneten Raumen.

(2) Sind zwei Kindertagespflegepersonen dergestalt nebeneinander tatig, dass sie
Neben- und Funktionsrdume gemeinsam nutzen, steht dies der
Familienalltagsahnlichkeit nicht entgegen, wenn die Forderung in getrennten, den
jeweiligen Kindertagespflegepersonen zugewiesenen Raumen erfolgt. Die
individuelle Zuordnung wird durch Vertretungsregelungen fur den Fall des Urlaubs
oder der Krankheit der Kindertagespflegeperson nicht berthrt.

(3) Keine Kindertagespflege im Sinne des Gesetzes ist die Betreuung durch Verwandte
in gerader Linie und Verwandte in der Seitenlinie bis zum zweiten Grad.

(4) Werden mehr als funf gleichzeitig anwesende Kinder oder mehr als zehn Kinder in
der Woche gefoérdert oder ist die Familienalltagsahnlichkeit oder individuelle
Zuordnung nicht gegeben, gelten die Vorschriften fur Kindertageseinrichtungen.

§ 44
Gewahrung einer laufenden Geldleistung

(1) Der ortliche Trager gewahrt geeigneten Kindertagespflegepersonen fir die Férderung
eines Kindes eine laufende Geldleistung. Diese umfasst
1. einen leistungsgerechten Betrag zur Anerkennung der Forderungsleistung pro
vereinbarter Férderungsstunde,
2. eine Pauschale fur den angemessenen Sachaufwand pro vereinbarter
Forderungsstunde,



3. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen fir Beitrage zu einer
angemessenen Unfallversicherung, die halftige Erstattung nachgewiesener
Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung und die halftige
Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen
Krankenversicherung und Pflegeversicherung.

Bei der Bemessung der laufenden Geldleistung ist der regulére vereinbarte

Forderungsumfang auch fir Eingewdhnungszeiten mit geringerem

Forderungsumfang mafgeblich.

(2) Hat die Kindertagespflegeperson ihren Anspruch auf die laufende Geldleistung an
ihren Anstellungstrager abgetreten, zahlt der ortliche Trager die laufende
Geldleistung an diesen aus. Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 Satz 2 Nummer
3 richtet sich in diesem Fall nach dem Arbeitgeberanteil in voller Hohe; soweit die
Vergutung der Kindertagespflegeperson die Hohe des Anerkennungsbetrags
Ubersteigt, besteht kein Anspruch auf Erstattung der daraus resultierenden
Sozialversicherungsbeitrage.

(3) Die Zahlung der laufenden Geldleistung erfolgt bis zur Beendigung der Foérderung
des Kindes auch fir Zeiten, in denen das Kind die angebotene Leistung nicht nutzt.
Die Forderung gilt auch als beendet, wenn
1. das Kind ohne vorherige Benachrichtigung der Kindertagespflegeperson langer

als vier Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt,

2. das Kind mit vorheriger Benachrichtigung der Kindertagespflegeperson langer als
sechs Wochen in Folge die Leistung nicht nutzt, ohne dass ein triftiger Grund
glaubhaft gemacht wird, oder

3. das Kind die Leistung langer als acht Wochen in Folge nicht nutzt, es sei denn,
der ortliche Trager sieht zur Vermeidung unbilliger Harten von der Beendigung
der Forderung ab.

Die Zahlung der laufenden Geldleistung an gesetzlichen Feiertagen sowie an

Heiligabend und Silvester regelt der oértliche Trager.

(4) Voraussetzung fur die Gewahrung der laufenden Geldleistung ist, dass der Umfang
der Forderung mit dem Kindeswohl vereinbar ist und dass die
Kindertagespflegeperson
1. Uber eine Erlaubnis zur Kindertagespflege verflgt, wenn sie nach § 43 Absatz 1

SGB VIl einer Erlaubnis bedarf,

2. selbst oder durch ihren Anstellungstrager in schriftlicher oder elektronischer Form
ihre Daten sowie die Daten des Kindes nach § 3 Absatz 5 Gbermittelt hat,

3. mitgeteilt hat, an welchen Tagen sie keine Leistung angeboten hat (Ausfallzeiten)
und gegebenenfalls, dass die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 2 vorliegen.

(5) Die Kindertagespflegeperson verlangt mit Ausnahme eines angemessenen Entgelts
fur die Verpflegung und einer Auslagenerstattung fur Ausflige keine zusatzlichen
Elternbeitrage. Vergutungen aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses zwischen den Eltern
und der Kindertagespflegeperson sind keine Elternbeitrage. Entgegen Satz 1
verlangte Elternbeitrdge werden auf die laufende Geldleistung angerechnet.

(6) Der ortliche Trager darf die Gewahrung der laufenden Geldleistung nur von weiteren
Voraussetzungen abhangig machen, soweit die Leistungen Uber die nach diesem
Gesetz vorgeschriebenen Mindestleistungen hinausgehen. Insbesondere darf die
Gewahrung der laufenden Geldleistung nicht versagt werden, weil fir ein Kind, das
das dritte Lebensjahr vollendet hat, ein Platz in einer Kindertageseinrichtung zur
Verfligung stiinde.



§ 45
Hohe der laufenden Geldleistung

(1) Die Hohe des Anerkennungsbetrages nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 und der
Sachaufwandpauschale nach § 44 Absatz 1 Nummer 2 werden vom ortlichen Trager
festgelegt. Bei der Kalkulation sind insbesondere der zeitliche Umfang der Leistung,
die Anzahl sowie der Forderbedarf der betreuten Kinder, die Qualifikation der
Kindertagespflegeperson sowie Ausfallzeiten zu bertcksichtigen.
(2) Die Kindertagespflegeperson erhalt auf Antrag den doppelten Anerkennungsbetrag
und eine erhdhte Sachaufwandpauschale fur
1. ein Kind, das zu Beginn des Monats den neunten Lebensmonat noch nicht
vollendet hat, oder

2. ein Kind mit Behinderung oder ein von Behinderung bedrohtes Kind, fir das der
ortliche Trager aufgrund des zusatzlichen Betreuungsaufwands unter
Berucksichtigung der Ergebnisse der Teilhabeplanung nach dem Neunten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IX) oder der Hilfeplanung nach dem SGB VIl sowie der
Zusammensetzung der geférderten Kinder einen entsprechenden Bedarf
festgestellt hat,

wenn sie die Zahl der gleichzeitig geférderten Kinder ausgehend von der Kinderzahl

laut Kindertagespflegeerlaubnis um ein Kind verringert.

§ 46
Mindesthéhen flr den Anerkennungsbetrag

(1) Der Anerkennungsbetrag pro Kind und Stunde betragt mindestens 4,95 Euro.

(2) Weist die Kindertagespflegeperson nach, dass sie vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der
Anforderungen der Kindertagespflege in einem qualifizierten Lehrgang mit mindestens
300 Unterrichtsstunden erworben hat oder uber die Qualifikation einer Fachkraft in
einer Kindertageseinrichtung nach § 28 verflgt, betragt der Anerkennungsbetrag
mindestens 5,28 Euro.

§ 47
Mindesthohen fir die Sachaufwandspauschale

(1) Die Pauschale fur den angemessenen Sachaufwand pro Kind und Stunde betragt
mindestens
1. 1,14 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der Kindertagespflegeperson
geleistet wird,
2. 1,39 Euro, wenn die Kindertagespflege in anderen geeigneten Rdumen geleistet
wird und
3. 0,06 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der Eltern geleistet wird.
(2) Die erhdhte Sachaufwandpauschale nach § 45 Absatz 2 betragt mindestens
1. 2,16 Euro, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der Kindertagespflegeperson
geleistet wird,
2. 2,64 Euro, wenn die Kindertagespflege in anderen geeigneten Rdumen geleistet
wird und
3. das Doppelte des Betrags nach Absatz 1 Nummer 3, wenn die Kindertagespflege
im Haushalt der Eltern geleistet wird.



§ 48
Betreuungsmaglichkeit fur Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson

Der ortliche Trager stellt durch geeignete MalRnahmen sicher, dass flir Ausfallzeiten
der Kindertagespflegepersonen stets eine andere Betreuungsmoglichkeit fur das Kind
zur Verfigung steht. Zwischen dem Kind und der Vertretungsperson soll im Vorfeld
der Vertretungssituation eine sichere Bindung aufgebaut werden. Die Zahlung der
laufenden Geldleistung darf nicht davon abhangig gemacht werden, dass die
Kindertagespflegeperson die Betreuungsmaglichkeit fir Ausfallzeiten sicherstellt.

§ 49
Fortbildung und Férderung von Zusammenschlissen

Der ortliche Trager hat fir ausreichende Beratungs- und Fortbildungsangebote flr
Kindertagespflegepersonen Sorge zu tragen. Er soll Zusammenschllsse von
Kindertagespflegepersonen beraten, unterstiitzen und férdern.

§ 50
Kostenbeteiligung

Fur die Inanspruchnahme der Forderung in Kindertagespflege kann der ortliche
Trager Kostenbeitrage festsetzen. § 31 ist entsprechend anzuwenden.

Teil 7
Finanzierungsbeitrage des Landes und der Wohngemeinde und Anpassungsverfahren
§ 51
Finanzierungsbeitrag der Wohngemeinde

(1) Die Gemeinde, in der das Kind zum monatlichen Stichtag seine alleinige oder
Hauptwohnung hat, zahlt an den 6rtlichen Trager einen monatlichen
Finanzierungsbeitrag, wenn das Kind zum monatlichen Stichtag
1. im Gebiet des 6rtlichen Tragers in einer Kindertageseinrichtung, die Férdermittel
nach diesem Gesetz erhalt, geférdert wird, oder

2. in Kindertagespflege oder in einer Kindertageseinrichtung auf’erhalb Schleswig-
Holsteins geférdert wird und der o6rtliche Trager nach den Vorschriften der §§ 86,
86¢ oder 86d SGB VIl zustandig ist.

Dies gilt nicht, wenn ein ortlicher Trager auRerhalb Schleswig-Holsteins nach § 86

SGB VIII zustandig oder nach den §§ 89c oder 89e SGB VIl erstattungspflichtig ist.

(2) Der Finanzierungsanteil betragt 37,65 % des Pauschalsatzes pro Kind nach § 53
Absatz 1 oder Absatz 2. Er ist kaufmannisch auf einen Cent zu runden.

(3) Der Finanzierungsbeitrag ist bis zum Monatsende zu zahlen.

§ 52
Finanzierungsbeitrag des Landes

(1) Das Land zahlt dem értlichen Trager einen monatlichen Finanzierungsbeitrag fur



1. jedes Kind, das zum monatlichen Stichtag im Gebiet des drtlichen Tragers in
einer Kindertageseinrichtung, die Férdermittel nach diesem Gesetz erhalt,
gefordert wird,

2. jedes zum monatlichen Stichtag in einer Kindertageseinrichtung aufterhalb
Schleswig-Holsteins oder in Kindertagespflege geférderte Kind, flr das er nach
den Vorschriften der §§ 86, 86¢ oder 86d SGBVIII zustandig ist.

Dies gilt nicht, wenn ein ortlicher Trager auRerhalb Schleswig-Holsteins nach § 86

SGB VIl zustandig oder nach den §§ 89c oder 89e SGB VIl erstattungspflichtig ist.

(2) Der Finanzierungsbeitrag wird berechnet, indem von dem Pauschalsatz pro Kind
nach § 53 Absatz 1 oder Absatz 2 der Finanzierungsbeitrag der Wohngemeinde nach

§ 51 Absatz 2 sowie der nach § 31 Absatz 1 hochstens zulassige Elternbeitrag

abgezogen werden.

(3) Der Finanzierungsbeitrag ist bis zum Monatsende zu zahlen.

§ 53
Pauschalsatz pro Kind

(1) Der Pauschalsatz pro Kind flr Kindertageseinrichtungen wird berechnet, indem

1. flr Kinder, die das dritte Lebensjahr zu Beginn des Monats noch nicht vollendet
hatten, der durchschnittliche Gruppenférdersatz fir eine Regel-Krippengruppe
ohne Abziige nach § 40 und ein Anteil von 7,53 Prozent der bei Ausschépfung
der Hochstbetrage fir Elternbeitrage nach § 31 Absatz 1 zu erwartenden
Einnahmen addiert werden und die Summe durch zehn geteilt wird und

2. fur altere Kinder der durchschnittliche Gruppenfordersatz fiir eine Regel-
Kindergartengruppe ohne Abzlge nach § 40 und ein Anteil von 4,17 Prozent der
bei Ausschépfung der Hochstbetrage fiir Elternbeitrage nach § 31 Absatz 1 zu
erwartenden Einnahmen addiert werden und die Summe durch zwanzig geteilt
wird.

Als durchschnittlicher Gruppenfordersatz gilt jeweils der aus den

Gruppenférdersatzen einer eingruppigen Einrichtung bis hin zu einer Einrichtung mit

acht Gruppen derselben Gruppenart gebildete Mittelwert unter Bertcksichtigung einer

SchlieRzeit von flinfzehn Tagen pro Jahr. Der Pauschalsatz pro Kind ist

kaufmannisch auf einen Cent zu runden.

(2) Der Pauschalsatz pro Kind fur die Kindertagespflege betragt 34,95 Euro pro
wdchentlicher Férderungsstunde.

(3) Fir die Berechnung der Pauschalsatze pro Kind ist der zum monatlichen Stichtag
vereinbarte auf eine halbe Stunde abgerundete wdchentliche Férderungsumfang des
Kindes, in Kindertageseinrichtungen einschlielich einer Férderung in Randzeiten,
mafgeblich. Ist fur die Schulferien ein Iangerer Férderungsumfang vorgesehen, wird
fur die betroffenen Monate der auf eine halbe Stunde abgerundete durchschnittliche
Forderungsumfang zugrunde gelegt. Wurden im Vormonat Einzelstunden zum
regular vereinbarten Férderungsumfang hinzugebucht, ist zum regular vereinbarten
Forderungsumfang ein Viertel der gebuchten Einzelstunden hinzuzuaddieren und das
Ergebnis auf eine halbe Stunde abzurunden.



§ 54
Verordnungsermachtigung zur Feststellung der Finanzierungsbeitrage

Das Ministerium kann die Héhe der Finanzierungsbeitrage nach § 51 Absatz 2 und §
52 Absatz 2 durch Rechtsverordnung feststellen.

§ 55
Anpassungen

Das Ministerium hat durch Rechtsverordnung den Sachkostenbasiswert nach § 38
Absatz 1 Nummer 2, den Sachkostenzuschlag nach § 38 Absatz 1 Nummer 3, die
Mindesthéhen fur den Anerkennungsbetrag nach § 46 und die
Sachaufwandpauschale nach § 47 sowie den Pauschalsatz pro Kind fir die
Kindertagespflege nach § 53 Absatz 2 zum Beginn des Kalenderjahres zu andern.
Der Sachkostenbasiswert, der Sachkostenzuschlag und die Mindesthéhen fur die
Sachaufwandpauschale nach § 47 Absatz 1 Nummer 1 und 2 und Absatz 2 Nummer
1 und 2 sind jahrlich um zwei Prozent, die Mindesthdhen fliir den Anerkennungsbetrag
jahrlich um 2,26 Prozent und der Pauschalsatz pro Kind fir die Kindertagespflege
jahrlich um 2,11 Prozent zu erhéhen. Die Mindesthdhe fir die
Sachaufwandpauschale nach § 47 Absatz 1 Nummer 3 ist alle finf Jahre um 0,01
Euro zu erhéhen. Alle Betrage werden auf einen Cent kaufmannisch gerundet.

§ 56
Fachgremium

(1) Das Ministerium richtet ein Fachgremium ein, das Vorschlage zur Anpassung
1. der Férdervoraussetzungen nach Teil 4,

2. des Personalkostenanteils nach § 37, des Sachkostenanteils nach § 38 und des
Leitungszuschlags nach § 39,

3. des Abzugs nach § 40 Absatz 1 Satz 2,

4. des Ausgleichs fur Platzzahlreduzierungen nach § 42,

5. der Mindesthdhen fir die Sachaufwandpauschale und den Anerkennungsbetrag
fur Kindertagespflegepersonen nach § 46 und § 47,

6. der Finanzierungsbeitrage der Wohngemeinden und des Landes nach Teil 7 und

7. der Anpassungsraten nach § 55 Satz 2 und 3

erarbeitet.

(2) Dem Fachgremium gehdéren Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums, der
kommunalen Landesverbande, der Landeselternvertretung und von Verbanden von
Einrichtungstragern und Kindertagespflegepersonen, die einen wesentlichen Teil der
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflegepersonen in Schleswig-Holstein
reprasentieren, an. Das Fachgremium soll sicherstellen, dass die Belange der
Beschéftigten berucksichtigt werden.

(3) Das Fachgremium legt seine Vorschlage zur Anpassung jahrlich bis zum 1. Marz dem
Ministerium vor.



Teil 8
Ubergangs-und Sondervorschriften, Evaluation
§ 57

Ubergangsvorschriften

(1) Im Kindergartenjahr 2021/2022 bleibt abweichend von § 4 die nach diesem Gesetz in
der bis zum 31.12.2021 geltenden Fassung gewahlte Landeselternvertretung im Amt.

(2) Vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2024 (Ubergangszeitraum) gelten
folgende abweichende Bestimmungen:

1.

w

Der Férderanspruch nach § 15 Absatz 1 sowie der Anspruch auf einen Ausgleich
fur Platzzahlreduzierungen nach § 42 steht der jeweiligen Standortgemeinde zu,
es sei denn, die Einrichtung befindet sich auerhalb Schleswig-Holsteins. Der
Anspruch besteht unabhangig von einer Férderung Gber
Investitionsférderprogramme.

Wird die Einrichtung nicht von der Standortgemeinde betrieben, hat der
Einrichtungstrager unter den Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 einen Anspruch
auf Abschluss einer Vereinbarung tber die Finanzierung und die die Finanzierung
betreffenden Angelegenheiten mit der Standortgemeinde. Die Vereinbarung kann
insbesondere eine Fehlbedarfsfinanzierung vorsehen und muss den Betrieb der
Kindertageseinrichtung unter Einhaltung der Férdervoraussetzungen nach Teil 4
sicherstellen. Sie umfasst die Kosten der Kindertagesférderung von Kindern mit
und ohne Behinderung und von Behinderung bedrohten Kindern einschlie3lich
der Kosten flr Platzzahlreduzierungen nach § 42. Die Vergltung flr
Fachleistungen der Eingliederungshilfe darf von dem Forderbetrag nicht in Abzug
gebracht werden. Bei der Bemessung von Eigenleistungen der Einrichtungstrager
ist deren unterschiedliche Finanzkraft zu berticksichtigen. Im Rahmen der
Vereinbarung sollen Standortgemeinde und Einrichtungstrager einen
gemeinsamen Weg fiir einen im Ubergangszeitraum angemessenen Abbau von
Eigenmitteln des Einrichtungstragers fur die Standardqualitat festlegen.
Bestehende Vereinbarungen sind mit Wirkung ab dem 1. Januar 2021 den
Anforderungen nach Satz 2 bis 6 anzupassen.

§ 15 Absatz 2 und 3 und § 38 Absatz 2 Satz 2 und 3 finden keine Anwendung.
Gruppen, an deren Finanzierung das Land zum 31. Dezember 2020 aufgrund
eines Modellversuches nach § 21 des Kindertagesstattengesetzes vom 12.
Dezember 1991 (GVOBI. Schl.-H. S. 651), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 8.
Mai 2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 220), in der bis zum Ablauf des 31. Dezembers
2020 geltenden Fassung beteiligt war, sind unabhangig von den Gruppenarten
nach § 17 Absatz 1 forderfahig. Im Ubrigen gelten fir die Férdervoraussetzungen
und die Fordersatze fur diese Gruppen die Vorschriften nach Teil 4 und 5
entsprechend.

(3) Bis zum 31. Juli 2025 gelten folgende abweichende Bestimmungen:

1.

2.

§ 19 Absatz 6 Satz 2 findet keine Anwendung, fehlende Qualifikationen sind
innerhalb dieses Zeitraums nachzuholen.

Einrichtungstrager, die zum 31. Dezember 2020 Fachkrafte in der Fachberatung
einsetzen, die gleichzeitig Dienst- oder Fachaufsicht austiben, erhalten
Gelegenheit, ihre Fachberatung bis zum 1. August 2025 an die Voraussetzungen
des § 20 Absatz 2 Satz 2 anzupassen. Abweichend von § 20 Absatz 2 Satz 3 bis
5 missen die in der padagogischen Fachberatung tatigen Personen Uber eine



Qualifikation nach § 28 Absatz 1 oder eine vergleichbare Qualifikation nach § 28
Absatz 3 verfligen.

3. Kindertageseinrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bereits betrieben werden, kdnnen von den Vorgaben nach § 23 Absatz 3
abweichen.

4. Der ortliche Trager kann innerhalb dieses Zeitraums im Einzelfall befristete
Ausnahmebewilligungen erteilen, wenn in Regel-Kindergartengruppen und Regel-
Hortgruppen mangels zur Verflgung stehender Fachkrafte nur der
Betreuungsschlissel nach § 26 Absatz 1 Nummer 2 eingehalten werden kann. In
diesem Fall findet § 35 Absatz 4 Satz 1 nur Anwendung, wenn der
Betreuungsschlissel nach § 26 Absatz 1 Nummer 2 unterschritten wird. Die
Regelung des § 41 Absatz 2 bleibt davon unberihrt. Der Berechnung des
Personalbedarfs nach § 37 Absatz 2 ist der Betreuungsschlussel nach § 26
Absatz 1 Nummer 2 zugrunde zu legen. Satz 1 bis 4 finden entsprechende
Anwendung, wenn in Regel-Kindergartengruppen und Regel-Hortgruppen
mangels zur Verfugung stehender Fachkrafte in der direkten Arbeit mit den
Kindern nur eine Fachkraft fiir die gesamte Offnungszeit und eine zweite
Fachkraft fiir drei Viertel der wochentlichen Offnungszeit tatig sein kann.

5. Eine Kraft, die zum 31. Dezember 2020 in einer kindergartenahnlichen
Einrichtung im Sinne des § 1 Absatz 3 des Kindertagesstattengesetzes vom 12.
Dezember 1991 als zweite Kraft tatig ist und die Anforderungen des § 28 Absatz
2 oder 3 nicht erflllt, darf in derselben Kindertageseinrichtung anstelle der
zweiten Fachkraft in der Gruppe tatig sein. In diesem Fall wird zur Ermittlung des
Personalkostenanteils abweichend von § 37 Absatz 1 Satz 1 der Personalbedarf
mit den monatlichen Gehaltskosten fiir die Entgeltgruppe S 2 des TV6D-SuE,
multipliziert. Satz 2 findet im Fall des § 41 Absatz 2 keine Anwendung.

6. In Kindertageseinrichtungen einer Organisation einer nationalen Minderheit oder
Volksgruppe nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des Landes
Schleswig-Holstein dirfen Krafte, die die Anforderungen des § 28 Absatz 2 oder 3
nicht erfullen, anstelle der zweiten Fachkraft in der Gruppe tatig sein, wenn sie
berufsbegleitend fortgebildet werden und die erste Fachkraft in der Gruppe die
Anforderungen nach § 28 Absatz 1 Nummer 1 erfullt.

(4) Soweit fir Kindertageseinrichtungen, die am 1. Januar 2021 in den Bedarfsplan
aufgenommen sind, kein Forderzeitraum festgelegt ist, gilt der in der
Finanzierungsvereinbarung zwischen der Standortgemeinde und dem
Einrichtungstrager vereinbarte Zeitraum bis zum nachsten ordentlichen
Kindigungstermin fir die Standortgemeinde als Forderzeitraum. Ist eine ordentliche
Kindigung nicht vereinbart, gilt die Laufzeit der Finanzierungsvereinbarung als
Forderzeitraum, hdchstens jedoch ein Zeitraum von drei3ig Kindergartenjahren ab
dem Beginn der Laufzeit. Besteht keine Finanzierungsvereinbarung gilt ein
Forderzeitraum von zwanzig Kindergartenjahren ab dem 1. August 2020.

§ 58
Evaluation, Verordnungsermachtigung

(1) Das Fachgremium (§ 56) fiihrt im Ubergangszeitraum (§ 57 Absatz 2) eine laufende
Evaluation der Wirkungen dieses Gesetzes durch und legt dem Ministerium bis zum
31. Dezember 2023 einen umfassenden Bericht vor. Insbesondere sind Kriterien fur
den Nachteilsausgleich nach § 15 Absatz 2 und eine Regelung flr die Berechnung



des Sachkostenanteils nach Ablauf des Ubergangszeitraums zu erarbeiten (§ 38
Absatz 3). Daruber hinaus soll der Bericht Aussagen zu den Auswirkungen der neuen
Regelungen auf die Qualitat in den Einrichtungen enthalten.

(2) Zum Zwecke der Evaluation der Fordersatze melden die Einrichtungstrager flr die
Jahre 2021 und 2022 die Betriebskosten ihrer Kindertageseinrichtungen und weisen
dabei diejenigen Kosten, die Uber die Fordervoraussetzungen nach Teil 4
hinausgehende Standards oder Angebote betreffen, gesondert aus.

(3) Die Standortgemeinden der Kindertageseinrichtungen erstellen zum Zwecke der
Evaluation bis zum 30. Juni 2021 auf einem elektronischen Formular des
Ministeriums eine Uberleitungsbilanz. Diese ist zu veréffentlichen und dem
Ministerium anzuzeigen. Die Uberleitungsbilanz stellt insbesondere die
Veranderungen der finanziellen Aufwendungen der Gemeinde flr die
Kindertagesforderung auf Basis von Ist-Zahlen und Hochrechnungen, der
Elternbeitrage, des Betreuungsangebots und der finanzierten Qualitatsstandards im
Gemeindegebiet im Vergleich der Jahre 2019 und 2021 dar. Weist die
Uberleitungsbilanz Unrichtigkeiten auf, kann das Ministerium die Standortgemeinde
insoweit zur Berichtigung verpflichten. Die Verpflichtung zur Berichtigung hat
schriftlich zu erfolgen und ist zu begriinden sowie mit der Standortgemeinde zu
erortern.

(4) Das Nahere zum Verfahren der Evaluation nach Absatz 1 bis 3 regelt das Ministerium
durch eine Rechtsverordnung. Diese kann bestimmen, dass die Meldepflicht nach
Absatz 2 auf eine geeignete Stichprobe zu beschranken ist.

§ 59
Ausnahme von Elternbeitragserhebung aufgrund der Coronavirus-Pandemie im Jahr 2021

(1) Fur die Monate im Jahr 2021, in denen das Betreten von Kindertageseinrichtungen
durch eine Rechtsverordnung nach § 32 IfSG oder durch eine Schutzmafnahme
nach § 28 Absatz 1 IfSG grundsatzlich untersagt und nur eine Notbetreuung mit
eingeschrankter GruppengréfRe zugelassen ist, dirfen der Einrichtungstrager
abweichend von § 31 Absatz 1 keine Elternbeitrdge erheben und der ortliche Trager
abweichend von § 50 keine Kostenbeitrage festsetzen. Fur die Monate im Jahr 2021,
in denen der Besuch von Kindertageseinrichtungen durch eine Rechtsverordnung
nach § 32 IfSG oder durch eine Schutzmalinahme nach § 28 Absatz 1 IfSG
beschrankt ist, jedoch alle Kinder ohne andere zumutbare Betreuungsmaoglichkeit
gefordert werden dirfen, dirfen die Einrichtungstrager von den Eltern der weiterhin
ausgeschlossenen Kinder keine Beitrage erheben. Sofern die Untersagung oder
Beschrankung nicht den ganzen Monat betrifft, sind die Beitrage anteilig zu
verringern. Gezahlte Beitrége sind zurlickzuerstatten oder innerhalb von zwei
Monaten mit einem Beitrag zu verrechnen.

(2) Die Standortgemeinde erstattet den Einrichtungstragern auf Antrag innerhalb von
zwei Monaten die ausgefallenen Elternbeitrage. Fur die Berechnung der
ausgefallenen Elternbeitrage nach Absatz 1 Satz 1 kann der Einrichtungstrager die
Hohe der Einnahmen des letzten Vormonats ohne Betretungsverbote als
ausgefallene Elternbeitrdge abrechnen. Das Ministerium stellt Antragsvordrucke zur
Verflgung. Der Trager muss sich den Betrag gegenrechnen lassen, den er infolge
von Kurzarbeit in der Kindertageseinrichtung erspart.

(3) Der ortliche Trager erstattet den Standortgemeinden auf Antrag ihre Aufwendungen
nach Absatz 2 und gleicht ihnen die in den kommunalen Kindertageseinrichtungen



nicht erhobenen Elternbeitrage aus. Fur die ausgefallenen Elternbeitrage der
kommunalen Kindertageseinrichtungen gilt Absatz 2 Satz 2 bis 4 entsprechend. Der
ortliche Trager kann Rickforderungsanspriche gegen den Einrichtungstrager wegen
Uberzahlter Leistungen nach § 7 mit dem Erstattungsanspruch der Standortgemeinde
im Einvernehmen mit dieser verrechnen. In diesem Fall verringert sich der
Erstattungsanspruch des Einrichtungstragers gegen die Standortgemeinde nach
Absatz 2 entsprechend.

(4) Das Land gleicht dem ortlichen Trager die nach Absatz 1 Satz 1 nicht erhobenen
Kostenbeitrage fur die Kindertagespflege aus und erstattet dem 6értlichen Trager die
Aufwendungen nach Absatz 3 sowie Aufwendungen fur die Beitragsfreistellung der in
anderen Bundeslandern oder im Ausland geforderten Kindern (§ 34). Der ortliche
Trager muss sich die aufgrund der nach Absatz 1 nicht erhobenen Beitrage erzielten
Ersparnisse aus der Geschwisterermafligung und der sozialen Ermafigung nach § 7
anrechnen lassen. Hierbei gilt in den Fallen des Absatz 1 Satz 1 ein Betrag in der
Hohe der Aufwendungen des ortlichen Tragers fir die Geschwisterermaligung und
soziale ErmaRigung des letzten Vormonats ohne Betretungsverbote als erspart. In
den Fallen des Absatz 1 Satz 2 gilt ein Betrag in Hohe der Differenz zwischen den
Aufwendungen des letzten Vormonats ohne Betretungsverbote und den tatsachlichen
Aufwendungen im betroffenen Monat als erspart. Der ortliche Trager soll den Antrag
innerhalb von sechs Monaten nach Aufhebung der Beschrankungen bei dem
Ministerium stellen. Das Ministerium stellt Antragsvordrucke bereit.

§ 60
Ausnahmen flr Halligen

Im Einzelfall kann der Kreis Nordfriesland im Einvernehmen mit dem Ministerium
Ausnahmen von den Fordervoraussetzungen nach Teil 4 genehmigen, soweit die
Voraussetzungen aufgrund der besonderen Situation der Halligen nicht oder nur mit
unverhaltnismaligem Aufwand einzuhalten waren. Dies gilt nicht fir den
Mindestraumbedarf nach § 23 Absatz 1, den Betreuungsschlissel nach § 26 Absatz
1 und die Personalqualifikation nach § 28.



	Gesetz zur Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz – KiTaG) 
	Inhaltsübersicht 
	Teil 1 
	Allgemeine Bestimmungen 
	Teil 2 
	Ansprüche auf Kindertagesförderung und Ermäßigung von Elternbeiträgen 
	Teil 3 
	Bedarfsplanung und Trägerauswahl 
	Teil 4 
	Fördervoraussetzungen für Kindertageseinrichtungen 
	Teil 5 
	Fördersätze für Kindertageseinrichtungen nach dem Standardqualitätskostenmodell 
	Teil 6 
	Kindertagespflege 
	Teil 7 
	Finanzierungsbeiträge des Landes und der Wohngemeinden und Anpassungsverfahren 
	Teil 8 
	Übergangs- und Sondervorschriften, Evaluation 

	Teil 1 
	Allgemeine Bestimmungen 
	Teil 2 
	Ansprüche auf Kindertagesförderung und Ermäßigung von Elternbeiträgen 
	Teil 3 
	Bedarfsplanung und Trägerauswahl 
	Teil 4 
	Fördervoraussetzungen für Kindertageseinrichtungen 
	Teil 5 
	Fördersätze für Kindertageseinrichtungen nach dem Standardqualitätkostenmodell 
	Teil 6 
	Kindertagespflege 
	Teil 7 
	Finanzierungsbeiträge des Landes und der Wohngemeinde und Anpassungsverfahren 
	Teil 8 
	Übergangs-und Sondervorschriften, Evaluation 



